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1.	 Einleitung

Der Gebrauch von Drogen, sei es zum Genuss oder Erzeugen von 
Rauschzuständen, zur Nutzung bei religiösen Riten oder in der 
Medizin zieht sich wie ein roter Faden durch die gesamte Mensch-
heitsgeschichte. Eine Affinität zur Intoxikation ist uns gewisser- 
maßen angeboren und war seit Anbeginn der Menschheit in den meisten 
Kulturen präsent: Von vergorenen Früchten in der Frühgeschichte über 
die Anfänge der Braukunst, der Nutzung des Schlafmohns in Asien bis hin 
zur Entwicklung der Designerdrogen der Neuzeit hat sich der Gebrauch 
von legalen wie auch illegalen Drogen auf der ganzen Welt verbreitet.

Damit einher geht auch der Drogenmissbrauch, welcher zu einem Problem  
unserer Gesellschaft geworden ist, dass nicht mehr nur eine Minder- 
heit, sondern einen immer größeren Teil der Bevölkerung betrifft, 
sich durch alle Schichten zieht und stetig in der öffentlichen Dis-
kussion steht. Seit jeher hat man sich bemüht der Problematik  
Herr zu werden, sei es durch Gesetzesänderungen und aus- 
geweitete Strafverfolgung, Abschreckungspropaganda und zahlreiche  
Initiativen und Programme, welche die Aufklärung über Drogen oder den 
Entzug und Abstinenz von ihnen zum Ziel haben. Diese und andere Maß-
nahmen waren zwar teilweise von Erfolg gekrönt, konnten aber die fort-
schreitende Verbreitung nicht aufhalten und die damit einhergehenden 
Problematiken nicht entschärfen. 

Dabei ist das Konzept der Prohibition von Drogen, bzw. der Gedanke, 
dass Regierungen zu entscheiden haben, dass der Besitz und Gebrauch 
bestimmter Substanzen unter Strafe gestellt ist, während bei anderen 
selbiges gestattet bleibt - zu differenzieren, welcher Drogenkonsument 
illegal handelt - historisch gesehen ein noch relativ neues Konstrukt. 
Bis Anfang des 20. Jahrhunderts war es der Bevölkerung freigestellt, 
welche Rauschmittel sie konsumieren wollte, die jeweiligen Beweg-
gründe wurden gesellschaftlich nicht im heutigen Maß hinterfragt oder 
gewertet. Heutzutage streng kontrollierte und geächtete Substanzen 
wie Heroin, Kokain oder Amphetamin waren frei verkäuflich und wurden 
ohne Vorbehalte medizinisch oder auch anderweitig alltäglich genutzt,  
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beispielsweise enthielt Coca-Cola noch bis 1906 das Extrakt des  
namensgebenden Cocastrauches, Heroin wurde als Schmerz- und 
Hustenmittel verabreicht und Benzedrin fand Anwendung in der  
Behandlung von Asthmaerkrankungen. Weiterhin fanden Amphetaminde-
rivate massenhafte Verwendung im militärischen Bereich, sie wurden an 
die Truppen ausgegeben, um deren Motivation und Ausdauer im Einsatz 
zu steigern, dies war gerade im zweiten Weltkrieg auf Seiten fast aller 
beteiligten Militärmächte gängige Praxis.

Diese freie Verfügung hatte den sich häufenden Missbrauch, sowie ein 
Aufkommen von Suchterkrankungen zur Folge, in Folge dieser Entwick-
lungen, teilweise aber auch aufgrund politischer Hintergedanken, wurden 
die erwähnten Substanzen nach und nach verschreibungspflichtig, und 
somit nur noch zu medizinischen Zwecken als legal erwerblich eingestuft. 
Im Hinblick auf dieses Verbot bestimmter Substanzen ist also fest-
zustellen, dass sich ihr Konsum schädlich auf den körperlichen 
sowie geistigen Gesundheitszustand mancher Menschen auswirkt, 
im Ausmaß der Schädigung sind jedoch vielfältige Abstufungen zu 
erkennen: Während viele Menschen selbst Drogen mit hohem Sucht-
potential ohne nennenswerte Schädigungen konsumieren können,  
resultiert ein ähnlicher Konsum bei anderen in gravierender Abhängigkeit 
mit den entsprechenden körperlichen und geistigen Folgeschäden. 
Die Gründe hierfür sind divers: neben sozialem Umfeld und  
individuellen Persönlichkeitsmerkmalen sind auch genetische Prä- 
dispositionen mit einzuschließen. Obwohl dieser genetische  
Zusammenhang noch nicht abschließend erwiesen ist, mehren sich die 
Hinweise auf die Relevanz unterschiedlicher Erbanlagen in Bezug auf die 
Funktion des dopaminergen Belohnungssystems, der Aufnahme der Sub-
stanzen im Körper und die Empfänglichkeit für die durch Drogen ausge-
lösten Effekte beim Konsumenten. 

Letztendlich wird jedoch die Einschätzung einer Droge durch die  
Gesellschaft, die öffentliche Meinung, durch die Negativbeispiele (wie etwa 
Schwerstabhängigkeit und Drogentod durch Heroin) geformt und dement-
sprechend wird man unter weiten Teilen der Bevölkerung wenig Zuspruch 
für eine Lockerung der aktuellen Gesetzgebung erwarten können. Ledig-
lich die sogenannten Genussmittel, die legalen Drogen wie etwa Tabak 
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und Alkohol genießen hier einen Sonderstatus, obwohl sie jährlich mehr 
Menschenleben fordern als alle illegalen Drogen zusammen - dies ist 
durch die gesellschaftliche Akzeptanz sowie die anhaltende Lobbyarbeit  
der großen Konzerne zu erklären. Ein weiterer Faktor, der gesellschaft-
lich weit weniger drastisch gesehen wird, ist die Gefahr durch verschrei-
bungspflichtige Medikamente, welche ebenfalls jährlich eine hohe Zahl 
an Todesopfern fordern. 

Seitens der Politik wird stetig gewarnt, eine Freigabe bestimmter Sub-
stanzen sende ein falsches Signal und würde die Zahl der Drogen- 
konsumenten und das Ausmaß des Konsums allgemein ansteigen lassen. 
Der Wahrheitsgehalt dieser Aussagen ist schwer zu widerlegen, 
Fakt ist jedoch, dass durch den Bestand der repressiven Drogenpoli-
tik die Konsumenten in die Illegalität gezwungen und damit verstärkt 
der Diskriminierung durch die Gesellschaft ausgesetzt werden. Durch 
eine Dekriminalisierung könnten diese Menschen beispielsweise eine 
bessere Behandlung bei Suchtproblemen erfahren, der Stigmatisierung  
und Ausgrenzung eines großen Teils der Bevölkerung könnte vor- 
gebeugt werden.
Im Laufe dieser Arbeit möchte ich verschiedene Untersuchungen und 
Statistiken im Hinblick auf jene Staaten einbringen, welche den Weg 
der Entkriminalisierung beschritten haben, um die Situation dahin- 
gehend zu beleuchten.

Innerhalb des letzten Jahres waren auf dem Gebiet der Drogen- 
politik international viele Entwicklungen zu beobachten, das Thema 
hat an medialer Präsenz zugenommen und in vielen Teilen der Welt 
ist ein Umdenken zugunsten einer wissenschaftlich fundierten, gesund-
heitsfördernden Denkweise im politischen Umgang mit der Drogen- 
problematik zu erkennen. Große Veränderungen ergaben sich speziell in 
der Implementierung der medizinischen Verwendung von Cannabis, hier 
sind die USA zu nennen, neben Deutschland, Australien haben aber auch 
Länder wie Südafrika diesen Schritt vollzogen. In Frankreich wurde der 
erste Drogenkonsumraum in Paris eröffnet, in Dänemark gar der weltweit 
größte seiner Art in Kopenhagen. Ghana schickt sich an, Portugal auf 
dem Weg der vollständigen Dekriminalisierung aller Drogen zu folgen und 
Malaysia erwägt die Aussetzung der Todesstrafe für Drogenvergehen. 
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Konträr dazu wurde die Welt in dieser Zeitspanne Zeuge der  
repressivsten und gewalttätigsten Vorgehensweisen gegen Drogen- 
konsumenten, vor allem ist hier die anhaltende systematische Tötung 
von angeblichen Drogenstraftätern auf den Philippinen zu nennen 
(welche bedenklicherweise Unterstützung aus dem nahe gelegenen 
China erfährt), ebenso wurden auch in Indonesien wieder Hinricht- 
ungen von Drogenstraftätern vollzogen. Diese Ereignisse und zahl- 
reiche andere Beispiele zeigen die Gefährlichkeit des von US- 
Präsident Richard Nixon 1972 ausgerufenen Kriegs gegen Drogen auf, 
den viele Regierungen aufrecht erhalten und dessen negative Auswirkun-
gen in keinem Verhältnis zu denen stehen, die sich durch den Gebrauch 
illegaler Drogen ergeben.

Allgemein gesehen muss man feststellen, dass ein großer Teil der 
Menschheit auf täglicher Basis psychotrope Substanzen konsumiert 
und dies auch weiter tun wird, ungeachtet dessen, ob dieses Ver- 
halten strafrechtlich verfolgt wird oder nicht. Kann es sich eine  
Gesellschaft angesichts dieses Umstands auf Dauer leisten, den 
Konsum einzelner Drogen und damit einen Teil von sich selbst zu kri-
minalisieren, obwohl die repressiven Maßnahmen über die Jahre 
nicht zu einer Verminderung der Drogenproblematik geführt haben? 
Wie kann es sein, dass unter dem Argument der Gefahr für Leib und 
Leben (und damit zum Nachteil für die Allgemeinheit) Verbote von  
illegalen Drogen aufrecht erhalten werden, während es der breiten Masse 
der Bevölkerung gestattet ist, sich zu Tode zu rauchen bzw. zu trinken? 
Weiterhin soll in dieser Arbeit beleuchtet werden, ob die Möglichkeit der 
freien Entscheidung über den eigenen Drogenkonsum den Menschen 
insgesamt eine bessere Perspektive bietet als die Einschränkung durch 
Verbote und repressive Maßnahmen.
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2.	 Begriffsdefinitionen

2.1	 Drogen

Der Begriff “Droge” hat seinen Ursprung im Niederdeutschen (ab-
geleitet von “Droog”) und bedeutet so viel wie “trocken”. Er be-
zeichnet in der Pharmazie Grundstoffe von Arzneimitteln, 
sowie die Arzneimittel selbst, heutzutage steht er jedoch in der  
alltäglichen Umgangssprache üblicherweise für psychoaktive Sub-
stanzen pflanzlicher oder synthetischer Herkunft, die auf das  
zentrale Nervensystem einwirken und bei dem Nutzer verschiedene 
Zustände auslösen. Sie beeinflussen das Bewusstsein, die Sinnesemp-
findungen, Stimmung und Verhalten des Nutzers und können eine anre-
gende aber auch dämpfende Wirkung haben (vgl. Loviscach, 1996, S.17).

Im alltäglichen Sprachgebrauch wird der Begriff oft nur für die ille-
galen Drogen wie etwa Heroin, Kokain und Amphetamine benutzt, 
was eine negative moralische Wertung nach sich zieht - die legalen 
Drogen wie Kaffee, Tee, Tabak und Alkohol werden zu den Genuss- 
mitteln gezählt. Diese Einteilung ist durch die kulturelle Akzeptanz bzw. 
die ökonomische Einbindung der legalen Drogen in der westlichen  
Gesellschaft allgemein akzeptiert, ist im internationalen Ver-
gleich gerade im Hinblick auf Alkohol, der in islamischen Ländern 
verboten ist, problematisch. Auch hängt es von der jeweiligen 
Perspektive ab, welcher Term Verwendung findet: Die Tabak- 
industrie scheut den Begriff “Droge”, da er aufgrund der negativen  
Assoziation natürlich wenig werbewirksam ist - eine Kampagne gegen 
das Rauchen wird dementsprechend die Bezeichnung des Genussmittels 
für Tabakprodukte meiden. (vgl. Scheerer,Vogt; 1989, S.6)

Im Bereich der illegalen Drogen wird generell zwischen harten Drogen 
(z.B. Heroin, Kokain) und weichen Drogen (z.B. Cannabis) differen-
ziert, diese Unterteilung ist durch die Überlegung begründet, dass 
das Abhängigkeitspotential der verschiedenen Drogen variiert: Bei 
harten Drogen sind die Folgen für den Einzelnen wie etwa körperlicher 
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Verfall oder sozialer Abstieg im Allgemeinen wesentlich gravierender. 
(vgl. Loviscach, 1996, S.19)
Weiterhin findet die Bezeichnung der Droge auch bei nicht-stoffgebunde-
nen Abhängigkeiten wie beispielsweise Glückspiel-, Internet-, und Com-
putersucht Verwendung; auf diese Abhängigkeiten wird im Verlauf dieser 
Arbeit nicht weiter eingegangen werden.

2.2	 Drogenpolitik

In diesem Abschnitt werden verschiedene Ansätze aufgezeigt, welche zur 
Zeit in der drogenpolitischen Diskussion vorherrschen, und ihre Haupt-
merkmale sowie Motive näher beschrieben.

2.2.1	 Prohibition / Repressive Drogenpolitik 

Der Begriff „Prohibition“, abgeleitet vom Lateinischen „prohibere“ kann  
mit „verhindern“ übersetzt werden und bezeichnet im Allgemeinen das 
von der Politik bzw. herrschenden Macht- und Gewalthabern definierte 
Verbot von bestimmten Drogen. Der Hauptgedanke hinter dem Verbot 
ist die Abwendung von Gefahren und negativen Auswirkungen auf die 
Gemeinschaft, die der Gebrauch dieser illegalen Substanzen mit sich 
bringt. Die Beweggründe für die Einführung dieser Richtlinien sind viel-
fältig und hängen nicht in jedem Fall mit der Gesundheit der Gesellschaft 
zusammen: beispielsweise haben auch Kirchen und die Wirtschaft einen 
Einfluss (vgl. Dorn, 2016, S.24).
Vorangetrieben wurde die Prohibition hauptsächlich durch die UN-Kon-
vention gegen Betäubungsmittel (United Nations Drug Convention) von 
1961, einem völkerrechtlicher Vertrag zwischen aktuell 186 Staaten mit 
der Intention, die Verfügbarkeit von Drogen einzuschränken (vgl. Labate, 
Cavnar, 2014, S. 2).

Im globalen Vergleich herrscht dieser Ansatz der Drogenpolitik, der Pro-
blematik mit restriktiven bzw. repressiven Maßnahmen Herr werden 
zu wollen, in vielen verschiedenen Abstufungen vor. Hauptmerkmal in 
Deutschland ist die Abschreckung und Angebotsreduzierung durch Straf-
verfolgung des Besitzes und Handels illegaler Drogen nach den Richtlinien 
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des Betäubungsmittelgesetzes (BtMG). In diesem Gesetz sind die ille-
galen Drogen aufgelistet, es ist nach ihm strafbar, jene Substanzen zu 
erwerben, zu besitzen, sie herzustellen oder mit ihnen zu handeln. Die 
repressiven Maßnahmen sind ein Bestandteil des Vier-Säulen-Modells 
der Bundesregierung, welches zusätzlich präventive, beratende/behan-
delnde und schadensreduzierende Maßnahmen miteinander verbindet. 
Die strafrechtlichen Maßnahmen sollen maßgeblich die organisierte Kri-
minalität anvisieren, d.h. den groß angelegten nationalen wie internatio-
nalen Drogenhandel einschränken. 
Hauptargument der Politik sind neben der körperlichen und geistigen 
Schädigung der Konsumenten auch Schäden für die Gemeinschaft, bei-
spielsweise durch die hohen Kosten, die durch die Behandlungen von 
Suchterkrankungen entstehen. Ein weiterer Faktor ist die durch illegalen 
Drogenkonsum begünstigte Kriminalität, sei es der organisierte Drogen-
handel oder die Beschaffungskriminalität von Seiten der Konsumenten 
(vgl. Drogenbeauftragte der Bundesregierung, 2005, S.5).

Die repressiven Maßnahmen der Regierungen zur Eindämmung der Dro-
genproblematik fallen international unterschiedlich äußerst drastisch 
aus, wie am Beispiel Singapurs festzustellen ist: jeglicher Besitz, Handel 
und Import von Rauschmitteln, der sich oberhalb einer geringen Menge 
bewegt, wird mit lebenslangen Haftstrafen oder der Todesstrafe geahndet 
(vgl. Auswärtiges Amt, 2017).

2.2.2	 Liberalisierung / Progressive Drogenpolitik

Der Begriff der (politischen) Liberalisierung, im Kontext Drogenpoli-
tik gesehen, bezeichnet eine Lockerung des strafrechtlichen Umgangs 
mit illegalen Drogen. Dem Einzelnen soll hier eine Erweiterung seiner 
Freiheiten und Rechte zugute kommen. Bei der Umsetzung von  
Liberalisierung der Drogenpolitik sind verschiedene Vorgehensweisen 
existent (vgl. Bühringer, 1993, S.2):

1.			 Entpönalisierung: 									      
Hierunter wird ein Fortbestand der Prohibition mit milderer Strafver-
folgung verstanden, der Umgang mit illegalen Drogen wäre weiter-
hin strafbar, es kann jedoch von Strafverfolgung und -vollstreckung 
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abgesehen werden. Hierfür bedürfe es keiner Änderung der beste-
henden Gesetze, es würde lediglich bei der Auslegung ein größerer  
Ermessensspielraum gegeben - speziell im Hinblick auf Therapie an-
statt Bestrafung bei Schwerstabhängigen (vgl. Hill, 2002, S. 108).

2.			 Entkriminalisierung: 								      
Hierbei werden bestimmte Zuwiderhandlungen teilweise oder voll-
ständig von der Strafbarkeit ausgenommen bzw. aus dem Gesetz 
entfernt. Es wird zwischen partieller und vollständiger Entkriminali- 
sierung unterschieden: Die partielle Variante würde die Heraus- 
nahme des Umgangs eines tolerierten geringen Mengenbereichs 
von der Strafbarkeit bzw. eine Neueingliederung der Handlungen als 
Ordnungswidrigkeiten anstatt von Straftaten bedeuten. Bei der voll- 
ständigen Entkriminalisierung hingegen würden alle dem Konsum  
vorausgehenden Handlungen wie etwa Erwerb, Besitz oder Anbau 
von der Strafbarkeit ausgenommen werden, wiederum bis zu einer 
bestimmten Höchstgrenze (vgl. Bühringer, 1993, S.2).

3.			 Regulierung / Lizensierung:							     
Ein weiteres Modell beinhaltet die staatliche Regulierung von Drogen,  
ähnlich der Verfahrensweise bei Tabakwaren und Alkohol, die Ab-
gabe der Substanzen würde ausschließlich über lizensierte Ver-
kaufsstellen mit geschultem Fachpersonal erfolgen. Hierdurch  
könnten konstanter Wirkstoffgehalt und gleichbleibende Qualität, so-
wie die Einhaltung des Jugendschutzes sichergestellt werden. Diese 
Variante der Freigabe wäre allerdings nur für weiche Drogen, wie etwa 
Cannabis, empfehlenswert. Im Hinblick auf harte Drogen wie Heroin, 
Kokain mit höherem Gefahrenpotential etc. wird von Böllinger für die 
Zulassung im Sinne des Arzneimittel-Modells, d.h. die kontrollierte Ab-
gabe der Substanzen nach strengen medizin-, verwaltungs- und ver-
braucherschutzrechtlichen Richtlinien, plädiert (Stöver;Plenert 2013, 
S. 42; Böllinger, 2000, S.36).

4.	Legalisierung:										       
Der Begriff Legalisierung wird im alltäglichen Sprachgebrauch syno-
nym für viele Formen der Liberalisierung verwendet, bedeutet aber 
die umfassende Freigabe aller Betäubungsmittel. Zu unterscheiden 
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sind hier zwei Varianten: Ein Monopol des Staates auf Herstellung und 
Handel bei gleichzeitigem Verbot nicht-staatlichen Handels oder die 
vollständige Handlungsfreiheit d.h. Herstellung, Handel und Verkauf 
von Drogen wäre jedem Bürger gestattet, Drogen stünden somit auf 
einer Stufe mit Lebensmitteln (vgl. Bühringer, 1993, S.3).

3.	 Geschichte der Drogenpolitik / Entstehung 	

	 der 	Prohibition

Im folgenden Kapitel werden Geschichte und Entwicklung der Prohibition 
näher erläutert, dabei wird auch auf die politischen und wirtschaftlichen 
Einflüsse eingegangen, welche dem Verbot bestimmter Drogen zugrunde 
liegen. Weiterhin werden Entstehung, Verlauf und Motive des „War on 
Drugs“ geschildert und einige Auswirkungen aufgezählt. 

3.1	 Umgang mit Drogen vor dem 20. Jahrhundert

Das Kapitel soll einen kurzen Einblick in den Gebrauch von Drogen 
vor der Zeit der gesetzlichen bzw. gesellschaftlichen Einschränkungen  
geben, dies erfolgt anhand der Beispiele Cannabis, den Opioiden und Kokain.

3.1.1	 Cannabis

Die Cannabispflanze (Cannabis sativa), eine der ältesten Kultur- 
pflanzen überhaupt, wurde schon früh in der Menschheitsgeschichte 
als Heilmittel und Sedativum, sowie als Rauschmittel rituellen und  
religiösen Zwecken in vielen Kulturen, wie etwa in China und 
Indien, genutzt. Die frühsten Dokumente über die Nutzung als Heil- 
mittel in China stammen aus dem Jahr 2737 v. Chr., spätestens im  
7. Jahrhundert verbreitete sich die Pflanze durch die islamische Expan-
sion. Durch den Kolonialismus der Europäer im 16. Jahrhundert wurde 
Cannabis auch auf dem amerikanischen Kontinent bekannt. Die erste 
westliche Klassifizierung von Cannabis sativa erfolgte 1753 durch den 
Schweden Carl von Linné (vgl. Scheerer, 1989, S.369ff.).
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Die Nutzung als Heilmittel in Europa und Amerika lässt sich auf das Jahr 
1839 zurückführen, hier wurden seitens schottischer Ärzte erste Untersu-
chungen über das Potential der medizinischen Nutzung angestellt. In der 
Folgezeit, etwa ab Mitte des 19 Jahrhunderts, entwickelten sich Arzneien 
aus THC1-haltigem Hanf zum begehrten Exportartikel des britischen  
Kaiserreichs auf dem internationalen Markt neben Tee und Opium,  
Schätzungen zufolge gab es zu dieser Zeit etwa 300 Millionen Nutzer von 
Cannabis. Es wurde beispielsweise gegen Husten, Asthma, Krämpfe und 
Schlafstörungen eingesetzt, die berauschende Wirkung wurde hauptsäch-
lich durch Schriftsteller und Künstler in Frankreich, England und den Ver-
einigten Staaten dokumentiert. Gegen Ende des 19. Jahrhunderts ebbte 
zumindest der Aufschwung der medizinischen Produkte ab, begründet 
durch das vermehrte Aufkommen von Morphium und Kokain. Die Nutzung 
zur Erzeugung von Rauschzuständen war zur Jahrhundertwende schon 
weit in Europa und Amerika verbreitet, sollte ihre erste wirkliche Hoch-
phase aber erst gegen 1919 mit dem Anfang der Alkohol-Prohibition in 
den Vereinigten Staaten erfahren (vgl. Köhler, 2008, S63f.; Thamm, 1991, 
S. 16).

3.1.2	 Opioide

Die Eigenschaften des Schlafmohns (Papaver somniferum), aus 
welchem Rohopium gewonnen wird, sind etwa seit dem 4. Jahr- 
tausend v. Chr. bekannt. Es wird angenommen, dass das Wissen um 
die schmerzstillende sowie die rauscherzeugende Wirkung schon 
früh von Zentralasien in den Mittelmeerraum und über Händler nach 
China und Indien ausbreitete. Sicher ist, das Opium aufgrund seiner 
Potenz und der vielfältigen Anwendungsmöglichkeit für Jahrtau-
sende das meistgenutzte Medikament der Menschheit war. Aufgrund 
seiner Rauschwirkung war es bei rituellen Handlungen, Gottes- 
diensten, sowie bei Hochzeiten und Beerdigungen eingesetzt. Größter 
Beliebtheit erfreute sich Opium besonders auch in den Ländern  
unter islamischem Einfluss, deren Religion nur den Genuss von  
Alkohol untersagte (vgl. Selling, 1989, S.276f.).

1	 Tetrahydrocannabinol - psychoaktiver Bestandteil der Hanfpflanze (Quelle: Thamm, 	
	 1991, S.14)
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Mit Verbreitung des Tabakrauchens entstand auch die Technik des Opium- 
rauchens um das 17. Jahrhundert herum, der Fernhandel mit der be-
liebten Ware nahm neue Ausmaße an. Im 18. Jahrhundert wurde 
durch englische Gesellschaften Opium von Indien nach China ge-
schmuggelt, auch in England breitete sich der Opiumkonsum aus. 
Der Handel steigerte sich weiter bis Mitte des 19. Jahrhunderts, wo 
es aufgrund des Opiumverbotes in China zu zwei mehrjährigen Kon- 
flikten kam: den Opiumkriegen, welche England gewann. Durch diese  
Niederlage wurde China gezwungen, Heroin wieder zu legalisieren, 
England konnte in Folge dessen den Handel weiter ausbauen. Die Zahl 
der Opiumkonsumenten am Ende des 19. Jahrhunderts wird auf mehrere 
hundert Millionen geschätzt. (vgl. Seefelder, 1987, S. 175ff.; Thamm, 
1991, S.30). 

Dem deutschen Forscher Friedrich Wilhelm Sertürner gelang 1806 die 
Isolierung des Hauptalkaloid des Opiums, dem Morphin, auch Morphium 
genannt. Diese Entdeckung blieb zunächst weitestgehend unbedeutend, 
erst nach der Entwicklung der Injektionsspritzen 1864 kam es zum Auf-
schwung des Stoffes, der durch die Injektion seine Wirkung schneller 
entfalten konnte. Durch den Einsatz auf den diversen Kriegsschauplät-
zen des 19 Jahrhunderts kam es zu den ersten Sucht-epidemien durch 
die massenhafte Verabreichung von Morphium an Soldaten (vgl. Thamm, 
1991, S.30).

Ende des 19. Jahrhunderts begann die Herstellung des von Heinrich 
Dreser entdeckten Diacetylmorphin, welches unter dem Handels- 
namen Heroin als Beruhigungs- und Hustenmittel vertrieben wurde.  
Irrtümlicherweise wurde es zunächst zur Behandlung von Morphium-ab-
hängigen eingesetzt, welche aufgrund dessen eine entsprechende  He-
roin-Abhängigkeit entwickelten und auf dieses angewiesen waren (vgl. 
Selling; 1989, S.276).

3.1.3	 Kokain

Die frühsten Hinweise auf den Gebrauch der Blätter des Coca-Strau-
ches (Erythroxylum coca), der Herkunftspflanze von Kokain, lassen 
sich auf präkolumbianische Hochkulturen um 3000 v. Chr. zurückführen.  
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Archäologische Funde lassen darauf schließen, dass Cocablätter hier zu 
religiösen Handlungen sowie Heilzwecken eingesetzt wurden und hierfür 
den höheren sozialen Schichten vorbehalten waren. Von den Inkas wurde 
die Pflanze als heilig angesehen, und der Gebrauch war weit verbreitet, 
als die ersten spanischen Eroberer den Kontinent betraten. Nachdem 
die Spanier die Wirkung der Pflanze, sowie ihre Bedeutung für die Ein-
heimischen erkannten, wurde sie Mitte des 16. Jahrhunderts kurzzeitig 
verboten - schon kurz darauf lernten die Besatzer, die Pflanze für ihre 
Zwecke einzusetzen. Diese beinhalteten den eigenen Gebrauch, sowie 
die Steigerung der Leistung von indianischen Sklavenarbeitern (vgl. 
Scheffer, 1989, S. 350f.).

Die Cocapflanze und ihre Eigenschaften blieben nach der Einführung 
nach Europa durch die zurückgekehrten spanischen und portugiesischen 
Konquistadoren zunächst ohne Bedeutung. Erst im späten 18. Jahrhun-
dert wuchs das Interesse an der Pflanze durch Erfahrungsberichte über 
das leistungssteigernde Potential der Coca-Blätter, was zur intensivierten 
Erforschung der Wirkstoffe führte. 1860 schließlich konnte der deutsche 
Chemiker Albert Niemann das Hauptalkaloid der Pflanze isolieren und 
gab ihm den Namen Kokain. 
In den folgenden Jahren wurde weiter mit den Wirkstoffen geforscht, 
ab 1884 wurde Kokain in vielen Produkten verarbeitet, zum Teil in  
medizinischen Präparaten, welche beispielsweise bei Magen- und Darm- 
beschwerden, Syphilis, Asthma sowie zur Betäubung im zahnärztlichen 
Bereich verwendet wurden. Parallel dazu wurden ebenfalls Produkte 
zum alltäglichen Gebrauch auf den Markt gebracht, darunter Zigaretten,  
Nasensprays, sowie alkoholische und alkoholfreie Getränke: Berühmtes-
tes Beispiel ist die allseits bekannte Coca-Cola, die mit Kokain, Koffein 
und Kola-Nussextrakt hergestellt wurde. 
Ähnlich wie später bei Heroin wurde dem Kokain zunächst die  
Eigenschaft zugeschrieben, zur Behandlung der Morphiumsucht 
geeignet zu sein, dies erwies sich schnell als Trugschluss. Bereits 
1886 wurde festgestellt, dass Kokain nicht nur ebenfalls zur Abhängig- 
keit der Patienten führte, die körperlichen und geistigen Folge- 
erscheinungen dauerhaften Kokainkonsums stellten sich als gravier-
ender als jene des Morphiumgebrauchs dar. Unter anderem wurden 
Verfolgungswahn, Depressionen und Störungen der taktilen Wahr- 
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nehmung festgestellt. Durch diese Erkenntnisse und mehrere Ver- 
giftungs- und Todesfälle in der medizinischen Anwendung verlor 
das vermeintliche Allheilmittel an Popularität, und wurde auch in 
seiner Funktion als Injektions-Anästhetikum durch neu entdeckte 
Stoffe ersetzt. Es wurde jedoch weiter medizinisch sowie zu Genuss- 
zwecken eingesetzt (vgl. Gunkelmann, 1989, S. 359ff.). 

3.2	 Anfänge und Entwicklung der Prohibition

Verbote des Gebrauchs verschiedener Drogen hat es in der Geschichte 
auch vor dem 20. Jahrhundert in vielen Teilen der Welt schon gegeben: 
Alkohol war und ist in Ländern islamischen Glaubens verboten, in Deutsch-
land wurden im 18. Jahrhundert Kaffee sowie das Rauchen von Tabak 
verfolgt und auch in China waren Tabak und Opium im 19. Jahrhundert 
zwischenzeitlich verboten. Auch in den Vereinigten Staaten gab es um 
1878 ein Gesetz gegen den Konsum von Opium (siehe Kapitel 3.2.2). 
Diese Verbote hatten meist keinen dauerhaften Bestand, vgl. Seefelder, 
1987, S. 239).

Durch die Entdeckung und des Einsatzes der Narkotika in der Medizin, 
speziell durch Fortschritte in der Chirurgie verbreitete sich die Anwen-
dung von Betäubungsmitteln, speziell von Morphium. Durch den Einsatz 
in Kriegen stieg der Bedarf weiter an, die bis dahin als universelle Heil-
mittel geltenden Substanzen wurden in breitem Umfang angewendet (vgl. 
Schabdach, 2009, S. 115f.).

Nach der Jahrhundertwende jedoch entwickelte sich durch den zu-
nehmenden, unregulierten Konsum von Rauschdrogen, und die immer 
häufiger damit einhergehenden Probleme durch Suchterkrankungen, 
ein neues Bewusstsein der Thematik gegenüber. Erstmals wurden Drogen 
auch in der breiteren Öffentlichkeit stärker thematisiert. Drogenkonsum 
betraf immer größere Teile der Gesellschaft, was zur Folge hatte, dass 
zunächst pharmazeutische Erzeugnisse, sobald sie Opium, Kokain oder 
andere Drogen enthielten, stärker reglementiert wurden (vgl. Selling, 
1989, S.281f.).
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Das erste Opiumabkommen von 1912, das Ergebnis der ersten inter- 
nationalen Konferenzen zum Thema Opium in Shanghai (1909) und Den 
Haag (1911), kam jedoch nicht im Hinblick auf gesundheitliche oder  
moralische Aspekte zustande. Vielmehr standen hier wirtschaftliche  
Interessen der Beteiligten, maßgeblich die Stellung im internationalen 
Handelsmarkt im Vordergrund, einer der Hauptinitiatoren waren hier die  
Vereinigten Staaten. Diese Regelungen wurden zuerst nicht zwingend um-
gesetzt, beispielsweise Deutschland verweigerte sich, da die ansässige  
Pharmaindustrie einer der größten Hersteller der Narkotika war. Erst im 
Rahmen des Versailler Vertrags war Deutschland als Verlierer des ersten 
Weltkriegs zur Umsetzung verpflichtet (vgl. Schabdach, 2009, S. 118ff.). 

Die Vereinigten Staaten waren weiter bemüht, das internationale  
Drogenproblem unter Kontrolle zu bringen, es wurde an die Teil- 
nehmer appelliert, die Produktion der Grundstoffe einzuschränken, maß-
geblich betraf dies den Anbau von Opium und des Cocastrauchs. Auch 
sollte Heroin generell verboten werden, begründet wurde dies mit der 
steigenden Zahl der Süchtigen in den Vereinigten Staaten sowie der 
durch Drogenmissbrauch gestiegenen Gewalt- und Kriminalitätsbereit-
schaft. Dieses Verbot wurden in Amerika 1924 umgesetzt, international 
lies sich dies jedoch nicht durchsetzen (vgl Briesen, 2005, S93ff.)

Die internationalen Verbote wurden schließlich im Rahmen der zweiten 
Opiumkonferenz 1925 in Genf durchgesetzt, gemäß dieses verhandelten  
Abkommens wurde beschlossen, die freie Nutzung von Heroin, Kokain, 
Morphin und Cannabis vollständig zu verbieten. Die unterzeichnenden 
Staaten verpflichteten sich, die Verwendung von Drogen auf wissen- 
schaftliche und medizinische Zwecke zu beschränken, sowie diese 
Bereiche verstärkt zu regulieren und zu überwachen. Illegaler  
Handel sollte durch höhere Strafen so weit wie möglich unterbunden  
werden. Deutschland unterzeichnete dieses Abkommen und führte 1929 
das Gesetz über den Verkehr mit Betäubungsmitteln, auch Opiumgesetz  
genannt, ein. Dieses blieb, abgesehen von einigen Abänderungen, in 
seinen Grundzügen die nächsten vierzig Jahre bestehen (vgl. Thamm, 
1991, S.66).
Parallel hierzu entwickelten sich in den Vereinigten Staaten sowie in 
Skandinavien vermehrt Mäßigungs- bzw. Abstinenzbewegungen, die sich 
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gegen den immer stärker auftretenden Alkoholmissbrauch aussprachen, 
diese Gruppen gewannen zunehmend an Einfluss. Der Druck auf die Re-
gierungen wurde schließlich so stark, dass in Schweden und Finnland 
die Abgabe von Alkohol restriktiert wurde, in Amerika kam es zum gänz- 
lichen Verbot von Alkohol, der Prohibition von 1919 bis 1933  (vgl. Thamm, 
1991, S.120).
1933 war die Situation um die illegale Versorgung mit Alkohol eskaliert,  
verschiedene mafiöse Syndikate hatten sich entwickelt, welche zu- 
nehmend an Macht gewannen und vor Gewalt nicht zurückschreckten. 
Der Druck auf die Regierung von öffentlicher Seite wurde groß, so dass 
diese die Prohibition für beendet erklärte (vgl. Briesen, 2010, S. 85ff.).
 
In der Folge wurde die internationale Zusammenarbeit weiter aus-
gebaut. Im Rahmen einer weiteren Drogenkonferenz 1931 in Genf, 
dem Übereinkommen zur Begrenzung der Herstellung und zur  
Regulierung der Verteilung von Suchtstoffen (Convention for Limiting 
of the Manufacture of Narcotics Drugs), sollte der weltweite Gesamt- 
bedarf an Betäubungsmitteln festgesetzt sowie die teilnehmenden Länder 
dazu verpflichtet werden, jegliche Mehrproduktion zu unterbinden. Auf 
nationaler Ebene sollte zentralisiert eine Behörde die Verantwortung der 
Kontrolle übernehmen. Dieses Abkommen bildete die Basis der weltweiten  
Drogenpolitik nach dem zweiten Weltkrieg. Vor dessen Ausbruch wurde 1936 
ein weiteres Abkommen vom Völkerbund beschlossen, das Übereinkom-
men zur Unterdrückung des Handels mit gefährlichen Betäubungsmitteln 
(Convention for the Suppression of the Illicit Traffic in Dangerous Drugs). 
Der Handlungsbedarf ergab sich aus der Erkenntnis, dass der Missbrauch 
von Narkotika durch die global vernetzten Distributionsketten begünstigt 
war. Diese Handelswege sollten durch verbesserte Koordinierung der ge-
meinsamen Bemühungen abgeschnitten werden, um die Versorgung der  
KonsumentInnen mit Drogen zu verhindern. Dieses Abkommen enthielt 
erstmals konkrete Richtlinien zu Durchsetzung von Sanktionen, allerdings 
waren die einzelnen Länder nur soweit verpflichtet, diese umzusetzen, 
wie sie mit den nationalen Gesetzen vereinbar waren (vgl. Briesen, 2005, 
S. 100f.).

Nach dem zweiten Weltkrieg, der Auflösung des Völkerbundes und der 
Gründung der Vereinten Nationen 1945 wurde von deren Wirtschafts- und 
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Sozialrat (United Nations Economic and Social Council) die Suchtstoffkom-
mission (Commission on Narcotic Drugs) ins Leben gerufen. Diese sollte 
als zentrales Organ über die Umsetzung der international getroffenen  
Vereinbarungen wachen sowie die Erstellung und Implementierung neu 
zu treffender Abkommen steuern. 

Einen Meilenstein in der internationalen Zusammenarbeit bildete das 
Einheitsabkommen über die Betäubungsmittel (Single Convention on 
Narcotic Drugs) von 1961. Es ersetzte alle vorangegangenen inter- 
nationalen Abkommen und ergänzte sie durch vorher nicht ent- 
haltene Positionen, die zusammengenommen ein strengeres Kontroll- 
system gewährleisten sollten. Allgemein verpflichteten sich die un-
terzeichnenden Staaten, Anbau und Produktion, Aus- und Einführung 
sowie Verteilung und Handel von illegalen Drogen auf medizinische und  
wissenschaftliche Nutzung zu begrenzen, die Beseitigung unerlaubten 
Anbaus zu gewährleisten sowie Produktion und illegalen Handel zu be-
kämpfen. Dies sollte in verbesserter Zusammenarbeit mit den Partner- 
staaten geschehen. 
Durch die Zusammenführung und Konsolidierung der internationalen Be-
mühungen im Kampf gegen die Verbreitung illegaler Drogen, sowie die 
Zentralisierung der Verantwortlichkeiten wurde mit dem Abkommen von 
1961 die Basis für die prohibitionistische Grundhaltung der Gesellschaft 
gelegt, die sich bis heute erhalten hat. An diesem Punkt äußerten sich die 
Befürworter des internationalen Drogenverbots positiv über den Höhe-
punkt der globalen Bemühungen, es wäre nun möglich, das bedrohliche  
Übel Drogenkonsum auszuräumen - im Umkehrschluss konnte man 
Staaten, die sich nicht an dieses Abkommen hielten, dementsprechend 
als Bedrohung für die Menschheit brandmarken. Auf der Basis von 1961 
bauen auch sämtliche nachfolgenden Abkommen und Beschlüsse auf, 
sie deckt sich in den Grundsätzen mit den Einstellungen und Interessen 
der Vereinigten Staaten, die großen Einfluss auf die Erstellung des Ver-
tragswerkes hatten (vgl. Bewley-Taylor, 2002, 136ff.; Gouvis et al, 2007, 
S. 13f.).

Ergänzt wurde das Abkommen 1971 durch die Konvention über psycho- 
trope Substanzen (Convention on Psychotropic Substances), hier 
wurden zusätzlich die bisher als verboten eingestuften Drogen durch 
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mehrere Substanzen, hauptsächlich Amphetamine und Halluzinogene, 
erweitert, welche von dem 1961er Abkommen nicht abgedeckt wurden. 
In der Folge konnten diese Abkommen den Drogenhandel nicht ent-
scheidend eindämmen, gerade in den 1980er Jahren stiegen Drogen- 
produktion und -konsum weiter an, der Drogenhandel hatte sich zu-
nehmend professionalisiert und staatliche Korruption spielte eine 
immer größere Rolle. In Reaktion darauf wurde das Übereinkommen 
der Vereinten Nationen gegen den unerlaubten Verkehr mit Sucht- 
stoffen und psychotropen Stoffen (The United Nations Convention  
Against Illicit Traffic in Narcotic Drugs and Psychotropic Sub- 
stances) im Jahr 1988 in Leben gerufen. Hier wurde eine Erweite-
rung des Drogenverbots durch eine verstärkte Kontrolle aller bekann-
ten, für die Herstellung von Drogen benötigten Vorläuferstoffe be- 
schlossen. Weiterhin beinhaltete das Abkommen die Vereinbarung der in-
ternationalen Auslieferung von Drogenstraftätern sowie die Legitimation  
der Beschlagnahmung von Vermögenswerten, die in Verbindung mit  
Drogenhandel gebracht werden konnten. Die drei Verträge von 1961, 
1971 und 1988 bilden zusammen die Grundlage der heute gültigen ge-
setzlichen Bestimmungen in Bezug auf illegale Drogen (vgl. Gouvis et al, 
2007, S. 13f.).

3.2.1	 Der „War on Drugs“ ab 1970

Mit dem Amtsantritt von Richard Nixon 1969 begann die Entwicklung, 
die sich bis heute wie kaum eine andere auf die Welt auswirkt: Der 
Krieg gegen illegale Drogen wurde zum innen- wie außenpolitischen 
Hauptthema gemacht, Drogen wurden fortan als höchste Bedrohung der  
nationalen Sicherheit bezeichnet. Der Anlass für diese Maßnahme der 
Nixon-Administration war die große Zahl der US-Soldaten, die bei der 
Rückkehr aus Vietnam 1971 heroinsüchtig waren, und der sich zuneh-
mend unter der Bevölkerung ausbreitende Heroinkonsum (vgl. McCoy, 
2016, S. 491).

Die einschneidenste Neuerung war der 1973 vollzogene Aufbau der 
Drug Enforcement Agency (DEA), hervorgegangen aus dem Bureau of  
Narcotics and Dangerous Drugs (BNDD). Diese Behörde war und ist 
für die Durchsetzung der föderalen Drogengesetze zuständig, ihr unter- 
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liegen die Koordination sowie Konsolidierung aller Maßnahmen gegen 
Drogenproduktion und -handel. Besonderer Wert wurde auf die Wahrung 
der amerikanischen Interessen im Ausland gelegt, DEA-Agenten wurden in 
US-Botschaften weltweit stationiert und angehalten, aktiv in die örtlichen  
Ermittlungen von drogenrelevanten Fällen einzugreifen. Dies erfolgte 
zum Teil durch Methoden der Überwachung, die beispielsweise in Europa 
gegen geltendes Recht verstießen. Die USA reagierte darauf mit Ge-
sandten der DEA, die sich für härtere Strafen sowie die Legitimation der 
Überwachung nach dem Beispiel Amerikas einsetzen sollten (vgl. Fijnaut, 
1995, S. 144f.). 
Diese Taktik war unter anderem in Belgien erfolgreich, wo innerhalb  
kürzester Zeit härtere Strafen für Drogenstraftäter eingeführt und spezielle  
Rauschgift-Einheiten der Polizei gebildet wurden. Diese wurden von der 
DEA taktisch geschult und mit Überwachungstechnik ausgestattet (vgl. 
ebd., S145ff.).

Während die folgenden Präsidenten Gerald Ford sowie Jimmy Carter  
dazu beitrugen, die Maßnahmen zur Bekämpfung der Drogen nicht eska-
lieren zu lassen, ließ Ronald Reagans den Krieg gegen Drogen während 
seiner Amtszeit wiederaufleben. Er bund verstärkt die Geheimdienste 
FBI (Federal Bureau of Investigations) sowie CIA (Central Intelligence 
Agency) in die Bemühungen ein und übte, in der Folge der Crack-Epidemie  
in den USA, speziell Druck auf die Kokain produzierenden Länder Süd-
amerikas aus. Diese Länder wurden angehalten, die Anbauflächen von 
Kokain zu vernichten, hierzu wurde erstmals das US-Militär im Krieg 
gegen Drogen eingesetzt. Zusätzlich wurde Druck durch wirtschaftliche 
Sanktionen ausgeübt. Ebenso wurde der Begriff des Kriegs gegen Drogen 
verstärkt in die Öffentlichkeit getragen, woran auch Nancy Reagan mit 
ihrer Kampagne „Just say No“ beteiligt war. Insgesamt war in der Ära 
Reagan eine Verschärfung der Strafen und eine regelrechte Jagd auf 
DrogenkonsumentInnen zu beobachten, es wurden obligatorische Frei-
heitstrafen für Verkauf von Drogen eingeführt. Die neue Gesetzgebung 
von 1986 sah zudem die Erhöhung finanzieller Mittel für Strafverfolgung 
und -vollzug, sowie den Bau neuer Strafvollzugsanstalten vor. Gleich- 
zeitig sank die Unterstützung und damit die Qualität öffentlicher Hilfe- 
einrichtungen für DrogenkonsumentInnen (vgl. Mallea, 2014, S. 13; Frie-
sendorf, 2007, S.80ff.).
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Unter George H. W. Bushs Führung wurden all diese Bemühungen 
weiter ausgebaut, mit William Bennett wurde eine Art Oberbefehls- 
haber in Sachen Drogenpolitik (der sogenannte „Drug Czar“) ernannt, 
der sich für die Einstellung von mehr Personal (Bundesagenten, 
Richter, Strafvollzugsbeamte) und den Bau von Bundesgefängnis-
sen einsetzte. Ebenso wurde auch dem US-Miltär eine stärkere Rolle 
zuteil, zu nennen wäre hier die Invasion Panamas durch US-Truppen, 
um den Präsidenten Manuel Noriega zu stürzen, der in den USA wegen 
Verstrickungen in  Drogenhandel angeklagt werden sollte - brisanterweise 
war dieser jahrelang Informant der CIA. Wieder einmal zeigte die US-
Regierung die Breitschaft, den Kampf gegen Drogen als Vorwand für die 
Durchsetzung ihrer Interessen zu nutzen - in diesem Fall galt jenes In-
teresse der Kontrolle des Panama-Kanals (vgl. Chepesiuk, 1999, S. 29; 
Friesendorf, 2007, S.84ff).

Unter den nächsten drei Präsidenten Clinton, Bush und Obama wurden 
diese Strategien weiterverfolgt, der Druck auf drogenproduzierende 
Länder wurde aufrechterhalten, Verhaftungen und Inhaftierungen im Zu-
sammenhang mit Drogen stiegen weiter an. In einem Statement der 
Global Commission on Drug Policy von 2011, welches das Scheitern des 
Kriegs gegen Drogen thematisiert, wurden Regierungen weltweit aufge-
fordert, ihre Maßnahmen zu überdenken und die Kriminalisierung sowie 
Stigmatisierung von DrogenkonsumentInnen zu beenden (vgl. Whitford, 
Yates, 2009, S. 235ff; Global Commission on Drug Policy, 2011, S.2).
Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die vorgegebenen Motive der 
Initiatoren des Kriegs gegen Drogen Rechtfertigungen für Maßnahmen 
darstellen, welche zur Zementierung der amerikanischen Vormachts- 
stellung und der Durchsetzung von Interessen der US-Regierung in der 
Welt dienen. Die Weiterverfolgung großer Anteile dieser Strategien bis 
in die heutige Zeit zeigt, dass diese Aspekte schwerer wiegen als die, 
von den USA vorgebrachten, gesundheitspolitischen und moralischen 
Gründe. In den nächsten beiden Unterkapiteln werden diese Tendenzen 
weiter beleuchtet.
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3.2.2	 Wirtschaftliche und politische Interessen

Schon zu Zeiten der ersten Opiumkonferenz von 1909 waren die 
Motive der Verfechter von Drogenprohibition eng mit Interessen ver-
bunden, die nichts mit dem Auftreten von Suchterkrankungen und ge-
stiegener Kriminalität zu tun hatten. Von Beginn der internationalen  
Diskussion um die Drogenproblematik bis zur Verabschiedung des 
letzten großen Abkommens 1988 hatten die Vereinigten Staaten 
eine dominante Rolle in der Formulierung der diversen restriktiven  
Regelungen. Dieses Vorantreiben von Seiten der Amerikaner sollte dazu 
dienen, die chinesische Regierung davon zu überzeugen, dass die Ver-
einigten Staaten es als moralische Pflicht ansahen, China zu helfen, sich 
von der Bedrohung durch Opium zu befreien (vgl. Andreas,Nadelmann, 
2006, S.42f.).

Triebfeder dieser diplomatischen Bemühungen war die Erschließung des 
chinesischen Marktes, der durch die Masse potentieller Käufer amerika-
nischer Waren in China von größtem Interesse war. Amerika hatte jedoch, 
im Vergleich mit den europäischen Handelsmächten, einen schlechten 
Stand im Rennen um einen Platz auf diesen lukrativen Handelsplatz. 
Mit seiner Innenpolitik gegen chinesische Immigranten hatte 
sich Amerika den Zorn der chinesischen Importwirtschaftler zu- 
gezogen, welche amerikanische Waren boykottierten und dadurch den 
amerikanischen Handel in eine Krise stürzten. Zusätzlich dazu gab es 
in China keine amerikanische diplomatische Vertretung oder ähnliche  
Verbindungspunkte zwischen den beiden Nationen. Mit der Initiative  
Amerikas, ein internationales Opiumverbot zum Wohle Chinas zu 
erwirken, sollte eine Brücke geschlagen werden - man wollte sich in-
ternational als Verbündeter Chinas präsentieren, um später diese 
Haltung zu nutzen, sich entsprechend auf dem chinesischen Markt  
positionieren zu können. Zusätzlich konnte so Groß-Britannien, welches 
für große Teile des Opium-Imports nach China verantwortlich war, dis-
kreditiert werden. Man erhoffte sich in Washington, China könnte 
durch diese Bekundung der Solidarität wohlwollend gestimmt werden, 
und man könne dadurch den Vorsprung der Europäer in Sachen  
asiatischer Handelsbeziehungen wettmachen bzw. sie nach und nach 
verdrängen (vgl. Bewley-Taylor, 2002, S,18f.; Selling, 1989, S.283.)
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Generell lässt sich am Beispiel der Vereinigten Staaten beobachten, 
wie sich Drogenpolitik mit außen- und sicherheitspolitischen sowie öko-
nomischen Interessen vermischt - diese Überlappung ist zu einem in-
tegralen Bestandteil der US- Außenpolitik geworden. Sie ermöglicht 
es Amerika, entscheidenden Einfluss auf andere Länder auszuüben 
bzw. die Politik fremder Staaten durch die eigene Machtposition zu  
kontrollieren. Dies geschieht unter anderem über den Prozess der 
Zertifizierung. Mit dem 1986 verabschiedeten Anti-Drug Abuse Act 
schufen die USA ein Mittel der Einflussnahme auf Drogentransit- 
und -produktionsstaaten, denen bei mangelnder Beteiligung an der  
Bekämpfung von Drogen im Sinne amerikanischer Interessen wirtschaft-
liche Sanktionen angedroht werden. Diese Zertifizierung ist besonders 
in Südamerika brisant, da gerade hier die Wirtschaft vieler Staaten 
auf die Handelsbeziehungen zu den Vereinigten Staaten und inter- 
nationale Kredite in höchstem Maße angewiesen ist. Bei negativer Be-
urteilung der Bemühungen des jeweiligen Staates wird sich von Seiten 
der USA beispielsweise gegen die Vergabe von Krediten multilateraler  
Kreditinstitute ausgesprochen, Handelsvereinbarungen werden ein-
geschränkt sowie Zollstrafen verhängt. Vor dem Hintergrund dieser 
ökonomischen sowie außenpolitischen Absichten ist die Behaup-
tung, diese Maßnahmen rein im Sinne der Drogenbekämpfung durch- 
zuführen, wenig glaubhaft (vgl. Friesendorf, 2007, S.10f.).

3.2.3	 Diskriminierende Drogenpolitik

Mehrfach in der Geschichte der Drogenverbote war zu beobachten,  
dass die Intentionen der Regelungen nicht ausschließlich gesund-
heitspolitische oder moralische Hintergründe verfolgten, in vielen 
Fällen ließ sich diskriminierende, stigmatisierende oder teilweise un-
verhohlen rassistische Motivationen ablesen. Das erste Opium- 
verbot in den Vereinigten Staaten von 1878 traf hauptsächlich die  
chinesischen Arbeitsimmigranten, die als unerwünschte Konkurrenten  
um die, in der Folge der Wirtschaftskrise wertvoll gewordenen,  
Arbeitsplätze angesehen wurden. Die Ächtung der am weitesten ver-
breiteten chinesischen Sitte verfehlte ihr Ziel nicht - die Reduzie-
rung der Chinesen auf ihren Drogengebrauch, der zur Gefahr für 
die gesamte Gesellschaft hochstilisiert wurde, ermöglichte in der 
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Folge die Legitimation einer ganzen Reihe von antichinesischen 
Gesetzen. Chinesen durften nur bestimmte Wohnviertel bewohnen, ihre  
traditionellen Bestattungsriten wurden verboten. Durch diese und weitere 
Regelungen wurden die Gastarbeiter mehr und mehr in ihrer Lebensweise 
eingeschränkt (vgl. Kappeler, 1991 S. 293ff. ; Selling, 1989, S.282).

Ähnliche Züge trug auch die Entstehung des Marihuana Tax Act von 
1937, ein Beschluss der Besteuerung von Hanfprodukten, die einem 
Verbot quasi gleichkam, da die verlangten Steuermarken faktisch an 
niemanden ausgegeben wurden. In den 1920er Jahren wurde in den 
Vereinigten Staaten der Konsum von Cannabis ebenfalls mit den un-
geliebten Minderheiten, hauptsächlich mexikanischen Einwanderern 
und der schwarzen Bevölkerung in Verbindung gebracht. Einer der  
schärfsten Verfechter dieser Ideologie war der Leiter des Federal 
Bureau of Narcotics, Harry J. Anslinger, welcher nach seinem Amts-
antritt 1930 eine beispiellose Kampage gegen Cannabis und die damit  
assozierten Minderheiten in der Bevölkerung ins Leben rief. In mehreren 
Artikeln und Propaganda-Filmen wurde der moralische Verfall nach 
Gebrauch der Droge beschrieben, die Nutzer der Cannabisprodukte (nach 
den Aussagen Anslingers vorrangig Afro-Amerikaner, Mexikaner und Fili-
pinos) als, durch die Droge wahnsinnig gewordene, Mörder, Räuber und 
Vergewaltiger dargestellt. Besonders betont wurde die Gefahr, welche die 
vermeintliche Killerdroge für die Jugend darstelle. Die in der Bevölkerung 
dadurch vorherrschende Angst und das daraus resultierende Cannabis-
verbot stellten schlussendlich die Weiche für die Haltung der amerika- 
nischen Politik gegenüber Cannabis und Drogen im Allgemeinen bis in 
die 1960er Jahre hinein (vgl. Abate, 2016, S. 37f.).

4.	 Internationale Drogenpolitik im Vergleich -  

	 Konstellationen und aktuelle Entwicklungen

Im folgenden Kapitel werden verschiedene internationale Beispiele für 
besonders liberale, sowie prohibitionistische Varianten von Drogen- 
politik aufgeführt. Hierzu wird die jeweilige Gesetzesgrundlage sowie 
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deren Anwendung umrissen und durch aktuelle Änderungen und Ent-
wicklungen ergänzt. Den Einstieg bildet eine Zusammenfassung der UN- 
Konferenz zum Thema Drogenpolitik von 2016.

4.1	 Generalversammlung der Vereinten Nationen 2016

Hohe Erwartungen für einen Richtungswandel in der internationa-
len Vorgehensweise in Sachen Drogenproblematik wurden an die UN-
Konferenz UNGASS (Special Session on the United Nations General 
Assembly on the World Drug Problem) gestellt, die im April 2016 in 
New York stattfand, ausgerichtet von dem UNODC, dem Büro der Ver-
einten Nationen für Drogen- und Verbrechensbekämpfung (United 
Nations Office on Drugs and Crime). Ziel der Veranstaltung war 
es, zusammen mit den Mitgliedsstaaten neue Impulse in der inter- 
nationalen drogenpolitischen Zusammenarbeit zu setzen. 
Diese Sondergeneralversammlung wurde auf Initiative der  
Präsidenten von Kolumbien, Mexiko und Guatemala verfrüht ein- 
berufen: Angesichts der in diesen Ländern herrschenden Zuständen,  
die durch den Drogenhandel und die mit ihm verbundene gesteigerte 
Korruption und Gewalt verursacht worden sind, hielten sie eine Reform 
der Einstellung des UNODC gegenüber Drogen für dringend überfällig. 
Gerade diese drei Staaten sind beispielhaft für die gescheiterten Be-
mühungen, der Drogenproblematik mit repressiven Strategien Herr zu 
werden (vgl. Lessmann, 2016, S.30ff.).

Diese repressive Einstellung hatte das UNODC noch bei der voran- 
gegangenen UNGASS 1998 ausgerufen, hier wurde die wenig realistische 
Vision einer drogenfreien Welt unter dem Motto „A drug-free world, we can 
do it“ (Pino Arlacchi, UNDCP Executive Director 1998) angeführt. Durch-
gesetzt werden sollte diese globale Strategie unter anderem durch eine 
simultane Reduktion von Angebot und Nachfrage, wobei im Speziellen  
auf eine Ausmerzung bzw. erhebliche Reduzierung des unerlaubten 
Anbaus von Coca, Schlafmohn und Cannabis bis zum Jahr 2008 abge-
zielt wurde (vgl. UNODC, 1998, S.1ff.). 
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Die erfolglosen Bemühungen, dem weltweiten Drogenhandel auf diese 
Weise Einhalt zu gebieten, wurden von Seiten der lateinamerikanischen 
Staaten besonders kritisiert, welche im Speziellen die blutigen Konse-
quenzen des „War on Drugs“ zu tragen hatten. Besonders laut wurde 
diese Kritik von Seiten der „Global Commission on Drug Policy“ (ur-
sprünglich entstanden aus einer Kommission der Staatsoberhäupter  
Brasiliens, Mexikos und Kolumbiens unterstützt von internationalen  
Persönlichkeiten), welche dem UNODC im September 2014 in  
Erwartung der UNGASS 2016 einen Katalog von Reformvorschlägen 
vorlegte (vgl. Lessmann, 2016, S.30f.).

Diese Vorschläge beinhalteten:

1.	 Vorzug gesundheitsförderlicher vor repressiven Maßnahmen, mit 
dem Fokus auf Vorbeugung, Schadensminimierung (z.B. Verhinderung 
der Verbreitung von Infektionskrankheiten, aber auch folgebedingter 
Schäden repressiver Politik wie Gewalt, Korruption und Menschen-
rechtsverletzungen) und Ausweitung der Behandlung von problem- 
atischem Drogenkonsum (vgl.Global Commission on Drug Policy, 2014, 
S.18).

2.	 Regelung des erschwinglichen Zugangs zu Medikamenten auf  
Opiatbasis für die gesamte Weltbevölkerung: durch die Abzweigung in 
den illegalen Markt ist der Zugang zu diesen Medikamenten begrenzt, 
zudem behindert die Zurückhaltung der Politik und Ärzten gegenüber 
Opioiden verhindert eine adäquate Analgesie (vgl. ebd., S.20).

3.	 Ende der Kriminalisierung von Drogenbesitz und -konsum und 
der sich daraus ergebenden Stigmatisierung von Drogenkonsument- 
Innen, sowie Vorbeugung negativer Konsequenzen strafrechtlicher Ver-
folgung und der dadurch bedingten Ressourcenverschwendung (vgl. 
ebd., S.21).

4.	 Konzentration der Strafverfolgung auf organisiertes Verbrechen, 
vor allem Geldwäsche, Korruption; Fokus auf Verhinderung von Ge-
walt und Menschenrechtsverletzungen bei gleichzeitiger Schaffung von  
Alternativen zu Haftstrafen für unbedeutende Involvierte wie z.B.  
Bauern, Kuriere (vgl. ebd., S.23ff.).
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Schon im Vorfeld der UNGASS 2016 stellten sich jedoch schon die ersten 
Probleme dar: Die Vorbereitung der Sitzung und die der Deklaration hatten 
wenig mit dem transparenten, partizipativen Prozess zu tun, der eigent-
lich im Vorfeld angestrebt worden war. Kritisiert wurden geschlossene  
Gesprächsrunden des UNGASS- Ausschusses, der Änderungsvorschläge 
oder Kritik in Bezug auf den Deklarationsentwurf gleichermaßen ignorierte. 
Zusätzlich geschwächt wurde die Zusammenarbeit durch den UN-Standort 
der für Drogen verantwortlichen Organisationen in Wien, an dem die meisten 
kleineren Mitgliedsstaaten nicht diplomatisch ver-treten sind, somit nicht an 
Verhandlungen und Diskussionsrunden teilnehmen konnten und insofern 
ihre Fähigkeit zur Mitwirkung erheblich eingeschränkt wurde. Insofern re-
flektierte die Deklaration eher die Positionen einiger Mitgliedsstaaten und 
fiel dadurch weniger progressiv aus als allgemein erhofft. Bespielsweise 
machten sich gerade Russland, China und Pakistan für eine Weiterverfol-
gung der prohibitionistischen Drogenpolitik stark. Speziell Russland be-
stätigte seine reaktionäre Haltung durch die Ablehnung von Substitutions- 
programmen und dem Spritzentausch im Sinne der Schadens- 
minimierung und HIV-Bekämpfung. 
So stand das Ergebnis in weiten Teilen schon vor Beginn der Veranstaltung 
fest (am 25.02.2016; CND, 2016, S.1), endgültig abgesegnet wurde die 
Deklaration schließlich am Ende des ersten Tages der dreitägigen Sitzung. 
Als große Enttäuschung wurde gewertet, dass im Ergebnisdokument  
keine Punkte zur Abschaffung der Todesstrafe für Drogendelikte  
vorgesehen sind, auch die Punkte Entkriminalisierung von Drogen- 
konsumentInnen und die Berücksichtigung der Nutzung psychoaktiver 
Substanzen als Bestandteil indigener Kulturen blieben ohne Erwähnung 
(vgl. Lessmann, 2016, S. 33ff.; 38ff.).

Enttäuschung über die Ergebnisse äußerte auch die Global Commis-
sion on Drug Policy, das Ergebnispapier bestätige die drei Internationa-
len Konventionen (Einheitsabkommen über die Betäubungsmittel 1961,  
Konvention über psychotrope Substanzen 1971, Übereinkommen der Ver-
einten Nationen gegen den unerlaubten Verkehr mit Suchtstoffen und 
psychotropen Stoffen 1988) als Eckpfeiler der internationalen Drogen-
politik und halte damit an veralteten Systemen und Werten fest. Keine 
der von ihr eingebrachten Empfehlungen wäre in ausreichendem Maße 
angesprochen bzw. viele sogar ignoriert worden. Außerdem habe es die 
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UNGASS versäumt, von den Reformansätzen zu berichten, mit denen 
einzelne Städte und Staaten in jüngster Vergangenheit Erfolge erzielen 
konnten - ebenso wäre das Streben vieler Regierungen und Nicht- 
regierungsorganisationen nach Veränderung nicht erkannt worden (vgl. 
Global Commission on Drug Policy, 2016, S1).

Positive Aspekte der UNGASS 2016 sind trotz der starken Kritik 
zu verbuchen, hauptsächlich das Einräumen von Ermessensspiel- 
räumen beim Entwurf individueller drogenpolitischer Ansätze in den 
verschiedenen Mitgliedsstaaten anstatt allgemein bindenden Kon- 
ventionen. Es wurde erkannt, dass es das Patentrezept für alle Länder 
nicht gibt, höchstens einen kleinsten gemeinsamen Nenner, der aber 
wenig Fortschritt in der Sache in Aussicht stellt. Der Nachteil des 
Freiraums für national individuelle Legislation ist allerdings, dass es 
Staaten, die nach wie vor die repressive Herangehensweise vertre-
ten, möglich ist, die Vereinbarungen schlichtweg zu ignorieren. Positiv 
zu bewerten ist, dass das Konzept der Schadensminderung (Harm-
Reduction) erstmals offiziell Anerkennung fand, ebenso die Ver- 
besserung des globalen Zugangs zu kontrollierten Medikamenten. Der 
wohl positivste Aspekt ist wohl aber das gesteigerte Bewusstsein und 
Interesse an der Thematik illegale Drogen: Erstmals waren neben Re-
präsentanten der UN-Mitgliedsstaaten auch verschiedene Nicht- 
regierungsorganisationen sowie andere UNO-Unterorganisationen betei-
ligt (vgl. Lessmann, 2016, S. 33ff.; 39f.).

4.2	 Europa

4.2.1	 Deutschland:

Auch in Deutschland steht zur Zeit das Thema Dekriminalisierung von 
DrogenkonsumentInnen bzw. Straffreiheit bei Besitz geringer Mengen 
von Drogen zur politischen Diskussion. Aktuell wurden von Seiten der 
Fraktion DIE LINKE mehrere Oppositionsanträge die Problematik be-
treffend eingebracht. Kritik wird vor allem am Festhalten der restrikti-
ven Drogenpolitik geübt, welche sich am Krieg gegen Drogen nach 
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dem Beispiel der USA orientiere, wobei die Strafverfolgung fokus-
siert, Freiheiten und Menschenrechte beschnitten sowie Prävention 
und ein Angehen der Ursachen der Drogenproblematik vernachlässigt  
würden. Weiterhin wurde darauf verwiesen, dass die Weiterführung  
der Prohibition Kriminalität, (Organisierte sowie Beschaffungs- 
kriminalität), Verbreitung von Infektionskrankheiten sowie den sozialen  
Niedergang von DrogenkonsumentInnen durch Strafverfolgung und 
Stigmatisierung begünstige. Es wurde die Forderung eingebracht, 
Besitz von Mengen zum Eigengebrauch zu entkriminalisieren - sowohl 
von Cannabis (bis 15g getrocknete Cannabisprodukte) als auch 
von harten Drogen (bis zu 10 Tagesdosen). Es gäbe in den Bundes- 
ländern verschiedene Vorgehensweisen von Null-Toleranz-Politik bis 
hin zu fest angegebenen, tolerierten Mengenangaben. Diese Vorgaben 
sollten bundesweit vereinheitlicht werden, Reformen dieser Art seien 
längst überfällig, hieß es von Seiten der Fraktion. Weiterhin solle auch 
die Verfahrensweise des prinzipiellen Führerscheinentzugs beim festge-
stellten Besitz bzw. Konsum von illegalen Drogen überprüft und refor-
miert werden. Hier sollten, wie bei Alkohol, erst bei Feststellung einer 
Fahrt unter Einfluss, bei nachgewiesener Abhängigkeit sowie bei Drogen-
gebrauch in riskanten Situation Maßnahmen bis hin zum Führerschein-
entzug eingeleitet werden. Der Antrag auf Entkriminalisierung (Antrag auf 
Überprüfung beabsichtigter und unbeabsichtigter Auswirkungen des Be-
täubungsmittelrechts 18/11610) wurde vom Bundestag mit den Stimmen 
der Fraktionen CDU/CSU und SPD gegen die Stimmen der Fraktionen  
Die Linke und Bündnis 90 / Die Grünen am 30. März 2017 abgelehnt. 
Der Ablehnung ging die Vorlage einer Beschlussempfehlung des Gesund-
heitsausschusses voraus (vgl. Deutscher Bundestag, 2017). 

Einstimmig angenommen wurde dagegen der Gesetzentwurf vom 
19. Januar 2017 auf Zulassung von Cannabis zu Verwendung als  
Arzneimittel für Schwerkranke Patienten (Gesetzentwurf der  
Bundesregierung zur Änderung betäubungsmittelrechtlicher Vor-
schriften 18/8965). Bislang waren Cannabisprodukte für Patienten  
ausschließlich mit einer Ausnahmegenehmigung des Bundesinstituts für 
Arzneimittel und Medizinprodukte (BfArM) verfügbar, für die hohen Kosten 
der pharmazeutischen Präparate mussten die Patienten im Allgemeinen 
selbst aufkommen, der Eigenanbau von Cannabis wurde 2014 einigen 
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Patienten unter Auflagen erlaubt (Bundesverwaltungsgericht, 2016). 
Nach den nun durchgesetzten Änderungen der betäubungsmittelrecht-
lichen Vorschriften wird in Zukunft auch die Versorgung der Patienten 
mit Cannabis-präparaten durch die auf Kosten der gesetzlichen Kranken- 
versicherungen abgedeckt. Auch in Bezug auf diese Neuregelung wurde 
angeregt, die gängige Führerscheinpraxis zu überprüfen, da es wenig 
sinnvoll wäre, dass bei Patienten bei normalem Gebrauch ihrer nun legi-
timen Medikamente der Entzug der Fahrerlaubnis drohe (vgl. Deutscher 
Bundestag, 2017). 

4.2.2	 Niederlande:

Die niederländische Regierung verfolgt mit ihrer Drogenpolitik vier 
Hauptziele:

1.	 Prävention von Drogenkonsum sowie die Rehabilitation und  
	 Behandlung der Konsumenten.

2.	 Minimierung der negativen Auswirkungen von Drogenkonsum und  
	 -missbrauch („Harm Reduction“).

3.	 Verringerung von Störungen der öffentlichen Ordnung durch  
	 DrogenkonsumentInnen.

4.	 Bekämpfung der Herstellung und des Handels mit Drogen.

Die Drogenpolitik der Niederlande stützt sich dabei auf den Netherlands 
Opium Act von 1928, der 1976 maßgeblich überarbeitet wurde und nach 
welchem Anbau, Herstellung, Handel und Besitz illegaler Drogen krimi-
nelle Tatbestände darstellen und je nach Art und Menge der Droge mit 
bis zu zwölf Jahren Freiheitsstrafe geahndet werden. Es wird zwischen 
harten und weichen Drogen differenziert, harte Drogen (wie etwa Heroin, 
Kokain, Amphetamine) werden als Drogen der Liste I, weiche Drogen, 
genauer Cannabis und psilocybinhaltige Pilze, als Drogen der Liste II 
eingestuft. Der Besitz von Drogen in geringen Mengen wird nicht straf-
rechtlich verfolgt: Besitz von Liste I Drogen unter 0,5 Gramm wird nicht 
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verfolgt, die Substanzen werden jedoch beschlagnahmt und der Konsu-
ment wird seitens der Polizei an eine Hilfseinrichtung verwiesen. Der 
Besitz von Liste II Drogen ist ebenfalls verboten, wird jedoch bis zu einer 
Menge von 5 Gramm geduldet (siehe Kapitel 2.2.2 Punkt 1 „Entpönali-
sierung“). Eine Gesetzesänderung von 2012 erlaubt allerdings auch die 
Festnahme und Strafverfolgung bei Besitz von weniger als 5 Gramm 
Liste II Drogen unter besonderen Umständen. Der Verkauf von Liste II 
Drogen ist ein Straftatbestand, ist jedoch bei einer von maximalen Menge 
von 5 Gramm pro Person und Tag in bestimmten lizensierten Verkaufs- 
stellen, genannt „Coffeeshops“ und „Smartshops“, geduldet. Diese Verkaufs- 
stellen müssen zudem bestimmte Richtlinien einhalten: Diese untersagen  
Werbung, den Verkauf harter Drogen, Erregung öffentlichen Ärgernisses 
innerhalb und im näheren Bereich um die Verkaufsstelle, den Einlass 
von und Verkauf an Personen unter 18 Jahren, den Verkauf von Mengen 
über 5 Gramm sowie eine Überschreitung des Verkaufsbestandes von 
500 Gramm (vgl. EMCDDA, 2017).

Was die Versorgung der Verkaufsstellen betrifft, befindet sich die nie-
derländische Regierung in einer Zwickmühle, denn obwohl der Verkauf 
geduldet wird, sind Produktion und Großhandel, also die gesamte  
Lieferkette, illegal. Diese paradoxe Regelung ist der Grund für be-
rechtigte Sorgen, da die Beschaffung der Waren faktisch nur über 
eigene (illegale) Kultivierung oder Kontakte zum organisierten Ver- 
brechen erfolgen kann, welches in beiden Fällen weder im Sinne der 
Regierung noch der Betreiber der Verkaufsstellen ist (vgl. Rolles, 2014, 
S.3).

Um diesen Zustand zu beenden, schlossen sich mehrere Bürgermeister  
niederländischer Gemeinden zusammen und plädierten mit einem ge-
meinsam erstellten Manifesto für die staatliche Regulierung des  
Anbaus, die angestrebte geregelte Kultivierung soll über die Lizensierung  
privater Züchter, sowie durch, der Verantwortlichkeit der Gemein-
den unterstellte, Cannabis-Farmen geschehen. Diese Abkehr von der 
einfachen Duldung mit ihrem maßgeblichen Nachteil, der indirekten  
Unterstützung illegaler Cannabis-Kultivierungen, würde einen großen 
Teil zur wirklichen Liberalisierung der niederländischen Drogen- 
politik beitragen. Der geregelte Anbau würde nicht nur das Ver- 
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sorgungsproblem der Coffeeshops lösen, sondern auch neue  
Möglichkeiten für die medizinische Erforschung eröffnen, nicht zu ver-
gessen die Gewährleistung von Qualitätskontrollen. Weiterhin würde 
dies die organisierte Kriminalität schwächen, die in den Nieder- 
landen durch illegale Anbauflächen in mehreren Aspekten Schäden verur-
sacht, beispielsweise durch Brände auf illegalen Anbauflächen in Wohn-
gebieten über Abzapfen von Elektrizität bis hin zu Menschenhandel. Nicht 
unerheblich wäre auch die Entlastung für die Polizei, für welche die Er-
mittlung illegaler Anbauflächen eine verhältnismäßig hohe Belastung dar-
stellt (vgl. VOC, 2014).

Die Bemühungen scheinen sich neusten Berichten nach ausgezahlt zu 
haben, eine Vorlage der linksliberalen Partei Democraten 66, welche die 
Legalisierung des großflächigen Cannabisanbaus vorsieht, wurde am 
21. Februar 2017 vom Unterhaus des niederländischen Parlaments mit 
knapper Mehrheit angenommen, eine Bestätigung dieses Ergebnisses 
durch das Oberhaus steht bislang noch aus (vgl. Die Welt, 2017). 

4.2.3	 Portugal:

Nach Ende der Militärdiktatur 1974 und der sich anschließenden 
Zeit der neu gewonnenen Freiheit etablierte sich der Konsum von 
Drogen langsam, zum Teil durch die Rückkehr von Portugiesen aus 
den Kolonien, in denen Konsum von Drogen Tradition hatte. Dem 
Land bzw. der Bevölkerung war zu dieser Zeit eine gewisse Naivität 
im Umgang mit Drogen zu attestieren, es bestand wenig Allgemein- 
wissen im Hinblick auf Drogen und den mit ihnen verbundenen  
Problemen für die Gesellschaft. 
Im Laufe der späten 80er Jahre nahmen gerade die Fälle von pro-
blematischem Drogengebrauch sowie steigende Zahlen von HIV- 
Infektionen durch die Schwemme billigen Heroins besorgniserregende 
Ausmaße an. Mitte der 90er Jahre wurde Drogenkonsum von der Be-
völkerung als das größte soziale Problem Portugals betrachtet, ein  
gesteigertes öffentliches Interesse an der Problematik führte schließ-
lich zur einer zunehmenden Politisierung des Themas. Hier wurde mit 
der besseren Kosteneffektivität von Rehabilitation im Gegensatz zu  
Inhaftierungen sowie dem gesundheitlichen Aspekt in Bezug auf  
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Prävention von Infektionskrankheiten argumentiert (vgl. Domosławski, 
2011, S.11ff.).

Portugals geltende drogenrelevante Gesetzgebung datiert aus dem 
Jahr 1993, mit einer entscheidenden Ergänzung im Jahr 2001, dem 
Gesetz 30/2000. Hierin wurde die Entkriminalisierung des Konsums 
aller Drogen unter bestimmten Voraussetzungen beschlossen:  
Drogenkonsum ist weiterhin untersagt, wird aber in keinem Fall als Straftat 
geahndet, sondern gilt als geringfügige Gesetzesübertretung, für die 
Geldbußen verhängt werden können, diese sind aber nicht obligatorisch. 
Personen, welche mit einer geringen Menge Drogen aufgegriffen 
werden, und bei denen keine Hinweise auf Drogenhandel bestehen, 
werden einem ortsansässigen Ausschuss zur Bekämpfung der  
Drogensucht, bestehend aus jeweils einem Anwalt, einem Arzt sowie 
einem Sozialarbeiter, vorgeführt. Dieser Ausschuss entscheidet in jedem 
Fall individuell, ob ein problematischer Drogenkonsum vorliegt und ob 
Strafen oder Auflagen nötig sind (Im Wiederholungsfall werden solche 
Strafen häufig ausgesprochen). Weiterhin klärt er über Gefahren auf 
oder verweist bei Bedarf auf Therapieplätze oder weitere gesundheits- 
förderliche Maßnahmen. 
Die Grenze, unter welcher in Portugal ein Bestand von Drogen als gering 
definiert wird, entspricht der durchschnittlich in zehn Tagen konsumier-
ten Menge der jeweiligen Droge, beispielsweise 25 Gramm Cannabis- 
produkte oder 2 Gramm Kokain. Drogenhandel wird nach wie vor straf-
rechtlich verfolgt und wird je nach Art der Droge mit Freiheitsstrafen bis 
zu zwölf Jahren bestraft, die Strafe kann reduziert werden, falls nachge-
wiesen werden kann, dass der Handel zur Finanzierung des Eigenbedarfs 
dient (vgl. EMCDDA, 2017).

Das Gesetz wurde 2013 um die sogenannten „Legal Highs“ (New Psy-
choactive Substances - NPS) erweitert, welche als erhebliches Gesund-
heitsrisiko eingestuft werden, für diese Substanzen wurde ein striktes 
Werbungs- und Verkaufsverbot erlassen. Problematisch an diesem Gesetz 
ist, dass verbotene Stoffe zeitnah durch andere, ähnliche Produkte ersetzt 
werden, zu denen keine Erfahrungswerte bestehen, und somit Aufklärung 
und Prävention erschwert werden. Kritiker bezeichneten dieses Gesetzes- 
dekret als Rückschritt angesichts der ansonsten so pragmatischen  
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Drogenpolitik Portugals (vgl. CBDD, 2013).

Generell zielt die Drogenpolitik Portugals darauf ab, dem Problem Drogen- 
konsum pragmatisch und humanitär zu begegnen, die Sicherheit und Ge-
sundheit der Bevölkerung durch Aufklärung und Information über Gefahren 
zu erhalten, die Verfügbarkeit von Drogen (den Handel) einzuschränken,  
sowie Behandlung, Therapie und soziale Reintegration von Drogen- 
konsumentInnen und  -abhängigen zu gewährleisten. All dies geschieht 
mit dem Hauptziel, den Drogenkonsum, besonders unter der jungen Be-
völkerung, zu verringern (vgl. EMCDDA, 2017).

4.3	 Eurasien

4.3.1	 Russland

Wie schon in Kapitel 3.4.1 angesprochen, ist Russland einer der kon-
stanten Vertreter der prohibitionistischen Drogenpolitik und vertritt 
diese Null-Toleranz-Haltung auch gegenüber der UN. Ironischer-
weise war gerade Russland, der Sponsor der UNGASS 2016, mitver-
antwortlich dafür, dass wichtige Voraussetzungen für die Umsetzung 
einer globalen evidenz-basierten, gesundheitsförderlichen Drogen- 
politik unerfüllt blieben bzw. getroffene Vereinbarungen zur Makulatur  
verkamen. Dabei scheint es, dass Russland durch das Aufrecht- 
erhalten der Prohibition am meisten zu verlieren hat: 2015 stieg die 
Zahl der registrierten HIV-Infektionen auf über eine Million, allein 
im Jahr 2016 wurden 103.000 neue Fälle registriert. Die Dunkel- 
ziffer könnte laut Experten um etwa die Hälfte höher liegen, da nur ein 
Bruchteil der Bevölkerung überhaupt auf HIV getestet wird. Darüber hinaus 
ist die Versorgung mit antiretroviralen Medikamenten nur etwa in einem 
Drittel der Fälle gewährleistet, gravierend wirkt sich ebenso aus, dass die 
verfügbaren Medikamente nicht dem neuesten Stand entsprechen. 
Eine der Hauptursachen der Verbreitung des HI-Virus ist unbestritten  
die intravenöse Injektion von Drogen, die Zahl der infizierten Drogen-
abhängigen wird zwischen fünfzig bis siebzig Prozent geschätzt. Die  
Situation dieser Menschen wird durch die Einstellung der Regierung 
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auf vielfache Art erschwert, zum einen können sie bei Besitz auch 
kleinster Mengen von Drogen jederzeit verhaftet werden, ein Umstand, 
der viele potentielle Patienten davon abhält, sich in Behandlung zu 
begeben. Stigmatisierung der Suchterkrankten sowie die mangelhaften  
Möglichkeiten der Behandlung schrecken weiterhin vom Entzug 
ab. Während viele Staaten dem Problem mit Opioid-Substitutions- 
therapien mit der Vergabe den Ersatzdrogen Methadon bzw. Diamorphin 
begegnen, ist diese Form der Therapie in Russland untersagt (vgl. Suk-
harchuk, 2017).
Entgegen aller wissenschaftlichen Erkenntnisse beharren russische  
Repräsentanten auf dem kalten Entzug ohne Ersatzstoffe, da Methadon 
und Heroin ja nur Varianten der gleichen Droge wären: Dass Methadon 
oral eingenommen wird und dadurch langsamer abgebaut wird, somit teil-
weise seinen Effekt über mehrere Tage zeigt, die schmerzhaften Entzugs- 
erscheinungen der Abhängigen ausbleiben und darüber hinaus die Zahl der 
HIV-Infektionen durch Injektionen gemindert werden könnte, wird hier igno-
riert. Das viele der substituierten Patienten nie die vollständige Abstinenz 
erreichen werden, ist unbestritten, allerdings ermöglichen ihnen die Präpa-
rate, ein relativ normales Leben zu führen, vergleichbar mit der Behandlung 
eines Diabeteskranken. Allerdings wird es diese Programme in absehbarer 
Zeit in Russland nicht geben, hier wird weiter auf kalten Entzug mit Hilfe von 
Naloxone gesetzt, einem Mittel, welches normalerweise bei Heroin-Über- 
dosierungen eingesetzt wird.
Auch wie Russland der wachsenden HIV-Epidemie Herr werden will, 
ist angesichts dieser, nach wissenschaftlichen Erkenntnissen ver- 
alteten, Handlungsweisen fraglich, erschwerend hinzu kommt, dass 
Programme zum Tausch von Spritzbestecken oder die Ausgabe von 
Kondomen verpönt sind und keinerlei staatliche Unterstützung dafür be-
reitgestellt wird, es existieren lediglich einige privat finanzierte Initiativen  
und Stiftungen. Begründet wird dies von offizieller Seite damit, dass 
Vergabe von Spritzen den Drogenkonsum fördern würde. Die Ableh-
nung Russlands der Substitutions- und Spritzentauschprogramme machte 
sich auch in der 2014 von Russland annektierten Krim negativ bemerk-
bar: Hier wurden etablierte Substitutionsprogramme aufgelöst, was viele  
Todesfälle unter den ehemaligen Patienten zur Folge hatte. Die Ukraine 
hatte erst in der jüngsten Vergangenheit die Zahl der neuen HIV-Infektionen  
durch Substitutions- und Spritzentauschprogramme senken können. (vgl. 
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Glenza, 2016; Kazatchkine, 2017, S.1f)
Unter Berücksichtigung dieser Gegebenheiten ist in absehbarer Zeit 
nicht mit einer beginnenden Liberalisierung der russischen Drogen- 
politik zu rechnen.

4.4.	 Asien

Asien ist einer der bedeutendsten Kontinente, wenn es um  
Drogenproduktion und weltweiten Drogenhandel geht, speziell in 
China und Südostasien haben sich seit dem Ende des 19. Jahr- 
hunderts der Anbau und die Produktion von Opium etabliert und bis heute 
erhalten bzw. gesteigert (vgl. McCoy, 2016, S.157). Auch in Pakistan, Indien 
und Afghanistan hat der Opiumanbau eine lange Tradition, Afghanistan  
ist in den letzten Jahrzehnten zum größten Produzent und Lieferant der 
Droge avanciert, der begünstigt durch das Aufkommen der Taliban jährlich 
neue Rekordernten einfährt und den Absatz steigert (vgl. EMCDDA, 2008, 
S.6; Spiegel, 2016).
Im Kontrast dazu bietet Asien wohl die extremsten Beispiele von repres- 
siver Drogenpolitik, Vergehen gegen die Drogengesetze werden mit harten 
Strafen geahndet, welche von langen Gefängnisstrafen bis hin zur Todes-
strafe reichen (vgl. Fidh, 2015, S.16).
Im folgenden werden einige Beispiele der drogenpolitischen Halt- 
ungen aus den Regionen Südostasien und Zentralasien aufgeführt und 
kurz umrissen.

4.4.1	 Philippinen:

Der Inselstaat im Pazifischen Ozean ist momentan wohl das meistge-
nannte Beispiel wenn es um die negativen Folgen repressiver Drogen- 
politik geht. Für den Umgang mit illegalen Drogen werden hohe Haft-
strafen verhängt, selbst der Besitz geringer Mengen kann mit einer  
lebenslange Freiheitsstrafe geahndet werden. Nach philippinischem 
Gesetz wurde die Freiheitsstrafe generell abgeschafft, dennoch stellt sich 
die aktuelle Situation gänzlich anders dar. Seit einem Bombenanschlag 
im September 2016 wurde seitens der Regierung der Ausnahmezustand 
über die Region verhängt, der bis heute andauert und zur Durchführung 
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repressiver Maßnahmen ausgenutzt wird (vgl. Auswärtiges Amt, 2017).

Die Philippinen hatten schon in der Vergangenheit Aufsehen durch 
Menschenrechtsverletzungen erregt, seit dem Regierungswechsel und 
dem Amtsantritt von Präsident Rodrigo Duterte im Juni 2016 hat sich 
die Situation weiter verschärft. Neben Folterungen von Inhaftierten, 
Einschüchterung, Verhaftungen und Folterungen von oppositionellen 
Politikern, politischen Aktivisten, Amtsmissbrauch und Korruption kam es 
verstärkt zu willkürlichen politisch motivierten Tötungen. Der von Prä-
sident Duterte ausgerufene Krieg gegen das Verbrechen und speziell 
gegen jede Art von Drogenkriminalität forderte seit seinem Amtsantritt 
unzählige Menschenleben: Allein im Jahr 2016 wurden nach Berichten  
offizieller Seite etwa 6000 Personen in Verbindungen mit angeblichen 
Drogendelikten getötet, teils von Polizei und Armee, teils von, dem Aufruf 
Dutertes folgenden, Gruppen von Vigilanten. Die Dunkelziffer wird um 
einiges höher eingeschätzt (vgl. USDOS, 2016).

Die scheinbare Anerkennung dieser Tötungen von Seiten der Re-
gierung wurde von der UN scharf kritisiert, sie stelle einen Verstoß 
gegen die vereinbarten Bestimmungen der UN-Konventionen und wäre 
in keinem Fall geeignet, eine Verbesserung der Drogenproblema-
tik herbeizuführen. Die philippinische Regierung wurde weiterhin auf- 
gefordert, die gegenwärtige Welle außergerichtlicher Hinrichtungen 
bzw. Tötungen im Rahmen einer intensivierten Anti-Droge-Kampagne 
zu beenden und die Einhaltung der Grundrechte zu gewährleisten (vgl. 
Human Rights Watch, 2017, S. 107).
Bei einem Treffen mit EU-Botschafter Jessen im Januar 2017 wurde 
Duterte darauf hingewiesen, dass zukünftige anhaltende Menschen-
rechtsverletzungen negative Auswirkungen auf den Handel mit Europa 
haben werden, es würde von den Philippinen erwartet, die inter- 
nationalen Vereinbarungen zu respektieren. Duterte wies die An- 
schuldigungen weitestgehend von sich (Andrade, 2017).

4.4.2	 China: 

Auch in China ist die Gesetzgebung im Bezug auf illegale Drogen ein-
deutig repressiv ausgerichtet: Import oder Besitz von geringen Mengen 
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hat langjährige Freiheitsstrafen ab mindestens sieben Jahren zur Folge, 
über einer Menge von 50g Heroin, 1kg Opium oder bei Handel, Her- 
stellung und Transport wird in China aktuell die Todesstrafe verhängt  
(vgl. Auswärtiges Amt, 2017).

Ebenfalls sind Anzahl und Art der Menschenrechtsverletzungen in  
China vielfältig, neben willkürlichen Verhaftungen, Folterungen und 
drastischen Einschränkungen der Grundrechte werden hier Schätz- 
ungen zufolge jährlich etwa eintausend Menschen, unter anderem auch 
aufgrund von Drogendelikten, hingerichtet. Offizielle Zahlen bewegen 
sich weit unter diesem Wert, den Behörden wird in diesem Zusammen-
hang die Verschleierung vieler Fälle vorgeworfen (vgl. Amnesty Interna-
tional, 2017;   USDOS, 2016).

Jüngsten Berichten zufolge plant China, seine Bemühungen im Kampf 
gegen Drogen zu intensivieren, nur dies würde den Konsum illega-
ler Drogen dauerhaft reduzieren. Dies ließ Guo Shengkun, Minister für  
öffentliche Sicherheit und Leiter der National Narcotics Control  
Commission (NCCC) Ende März 2017 verlautbaren. Die verschärfte  
Drogenpolitik soll sich gleichermaßen gegen Hersteller, Verteiler und Kon-
sumentInnen von Drogen richten. 
Diese Maßnahmen sollen unter anderem in Zusammenarbeit mit  
Russland, Australien und den Philippinen durchgeführt werden. 
In einem Treffen mit dem philippinischen Präsident Duterte lobte  
Präsident Xi Jinping dessen Vorgehen gegen Drogenkriminalität,  
sicherte ihm die Unterstützung Chinas zu und betonte, dass er den 
Krieg gegen Drogen ohne Unterlass bis zum vollständigen Sieg  
weiterführen werde. Obwohl China schon jetzt zu den Staaten mit den 
repressivsten Drogengesetzen, den meisten Verhaftungen und Hin-
richtungen im Zusammenhang mit illegalen Drogen zählt, lassen 
diese offiziellen Aussagen und die Vereinbarungen mit den Nachbar- 
staaten darauf schließen, dass China in der Drogenfrage auf dem Weg 
zu einem noch autoritäreren und prohibitionistischeren Ansatz ist (vgl. 
Tharoor, 2017).
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4.4.3	 Iran:

Die islamische Republik Iran in Vorderasien gilt ebenfalls als ein Ver-
fechter der Null-Toleranz-Politik gegenüber illegalen Drogen. Verstöße 
gegen das zur Zeit geltende Betäubungsmittelgesetz haben bei 
geringen Mengen langjährige Haftstrafen (unter unmenschlichen Haft-
bedingungen) zur Folge, beim Besitz größerer Mengen sowie beim 
Tatbestand von Anbau/Herstellung, Transport und Handel wird die  
Todesstrafe verhängt. Darüber hinaus sind auch hier Menschenrechts-
verletzungen auffällig, willkürliche Verhaftungen, Folterungen, Aus-
peitschungen, Blendungen und Amputationen als Strafen sind nur 
einige Beispiele: Ebenso wie Drogendelikte wird auch Homosexualität  
mit der Todesstrafe geahndet. Auch Kinder und Jugendliche sind von der 
Bestrafung mit dem Tod nicht ausgenommen. Von Seiten der iranischen 
Medien wurde 2016 verkündet, das Parlament habe einen Gesetzesent-
wurf mit dem Ziel der Abschaffung der Todesstrafe, zumindest für einen 
Großteil der Drogendelikte, unterzeichnet. 
Gemäß dieses Entwurfes sollen Drogenvergehen in Verbindung mit 
Waffenbesitz und Wiederholungstaten von dieser Regelung ausge-
nommen sein, ebenso hochrangige Mitglieder von internationalen  
Drogenkartellen sollen weiterhin hingerichtet werden. Von Seiten der 
Regierung wurden diese Details allerdings nicht offiziell bestätigt,  
weiterhin ist noch offen, ob dieser Parlamentsbeschluss vom  
iranischen Wächterrat, welcher sämtliche Beschlüsse auf Kongruenz  
mit islamischen Prinzipien überprüft, genehmigt wird (vgl. Human Rights 
Watch, 2016; Iran Human Rights, 2017, S. 15f.). 

Offiziellen Zahlen zufolge wurden 2016 insgesamt 530 Menschen im 
Iran hingerichtet, 56 Prozent davon wegen Drogenvergehen, was einen 
Rückgang von 45 Prozent im Vergleich zum Vorjahr bedeutet, hier wurden 
930 Menschen hingerichtet, davon 66 Prozent aufgrund von Drogen- 
delikten. Wenn man diese Werte auf die Gesamteinwohnerzahl des Iran 
hochrechnet, ist er das Land, welches 2015 die meisten Straftäter hin-
gerichtet hat, laut Amnesty International soll die Anzahl noch höher sein 
(vgl. Iran Human Rights, 2017, S. 3ff.; Amnesty International, 2016).
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Bei der Bekämpfung der Drogenkriminalität arbeitet der Iran mit der 
UNODC, der Drogenbehörde der UN zusammen, und erhält von ihr, 
sowie von internationaler Seite (unter anderem auch von Deutsch-
land, Frankreich, Italien und der Schweiz), Fördermittel für seine  
Bemühungen. Die Unterstützung soll hauptsächlich der Grenz- 
sicherung bzw. der Unterbindung des Schmuggels von Opium und Heroin 
aus Afghanistan und Pakistan dienen. Aufgrund dessen stehen die UNODC 
und die weiteren Geldgeber angesichts der zahlreichen Menschenrechts-
verletzungen im Iran in der Kritik, viele Staaten erwägen mittlerweile die 
Einstellung der Fördermaßnahmen (vgl. UNODC, 2015; Deutschlandfunk, 
2016).

4.4.4	 Malaysia:

Ähnlich wie in vielen anderen asiatischen Staaten wie z.B. Singapur, 
Philippinen oder Indonesien wurde auch in Malaysia für Drogen- 
handel bislang uneingeschränkt die Todesstrafe verhängt. Da es keinen  
nennenswerten Anbau illegaler Drogen gibt, Malaysia aber als Umschlag-
platz zur Verteilung von Lieferungen (speziell Heroin, Ecstasy und Meth-
amphetamin) genutzt wird und seit langem zur Drehscheibe für den in-
ternationalen Handel geworden ist, fokussiert sich das Gros der harten 
Strafen auf den Import und Export der illegalen Substanzen. 
Es sind zwar auch harte obligatorische Gefängnisstrafen für Erwerb 
und Besitz illegaler Drogen vorgesehen, in der Praxis werden Täter 
bei leichten Verstößen jedoch oft zu Behandlungen in Drogen- 
Rehabilitationsprogrammen in geschlossenen Kliniken verpflichtet,  
welche allerdings ohne psychiatrische Betreuung durchgeführt 
werden. In dieser Hinsicht ist Malaysia bemüht, unter anderem mit 
Hilfe der USA, die Verbreitung und Professionalisierung der drogen- 
spezifischen Behandlung und Rehabilitation voranzutreiben (vgl. Know-
YourCountry, 2016, S. 14).

Aktuell haben diese sogenannten Rehabilitationskliniken aber besten- 
falls den Charakter von Straflagern, in denen das Personal haupt-
sächlich aus Angestellten des Strafvollzugs, anstatt aus medizinisch 
/psychologisch geschultem Personal, besteht und die Rehabilitation  
zum Großteil im Stile körperlicher Ertüchtigung und militärischen Drills 



39

gehalten ist. Dazu kommen prekäre Zustände in der Unterbringung, 
der leiblichen und medizinischen Versorgung (beispielsweise für HIV- 
Infizierte Insassen) sowie gewalttätige Übergriffe und weitere Verletzungen  
der Freiheits- und Grundrechte. 
In Empfehlungen von Seiten der WHO wurde Malaysia und anderen 
Ländern diesbezüglich angeraten, Alternativen zur Verbringung von  
Patienten in Strafanstalten zu finden. Diese sollen sich in Richtung von 
niedrigschwelligen, evidenzbasierten Suchttherapieangeboten bewegen, 
die im allgemeinen Gesundheitssystem etabliert werden müssten (vgl. 
Csete; Pearshouse, 2016, S.3f.).

Malaysia hatte sich im Rahmen der traditionell verfolgten Null- 
Toleranz-Politik das Ziel eines restlos drogenfreien Staates bis zum 
Jahr 2015 gesetzt, angesichts steigender Zahlen von Infektions- 
krankheiten, speziell HIV, wurde jedoch ein Richtungswechsel zu  
einem schadensminimierenden Ansatz beschlossen. In diesem  
Zusammenhang wurde seitens der malaysischen Regierung das in 
Deutschland und Schweiz praktizierte Vier-Säulen-Prinzip, bestehend 
aus Prävention, Therapie, Schadensminderung und Repression sowie 
auch Substitutionsprogramme in Betracht gezogen (vgl. Koller, 2012). 

Neuesten Berichten zufolge ist die malaysische Regierung auf 
dem Weg, ihre strikten Vorgaben bei der Verhängung der Todes-
strafe zu lockern. Hierbei soll die Todesstrafe nicht vollständig abge-
schafft werden, den Gerichten soll jedoch zumindest ein erweiterter  
Ermessensspielraum eingeräumt werden, so dass bei nach- 
gewiesenem Drogenhandel nicht automatisch die Höchststrafe ausge-
sprochen werden muss. Der Entwurf dieser Gesetzesänderung ist noch 
in Bearbeitung, die Verabschiedung ist für die nahe Zukunft angesetzt 
(vgl. Coyle, 2017). 
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4.5	 Vereinigte Staaten von Amerika

Die Gesetzgebung Amerikas in Bezug auf illegale Drogen ist immer noch 
hauptsächlich vom Controlled Substances Act (CSA) geprägt, der 1970 
von der Nixon-Administration verabschiedet wurde. In ihm sind illegale 
sowie legale Drogen in fünf verschiedene Klassen unterteilt, je nach  
Potential für Missbrauch und Abhängigkeit, medizin-ischem Nutzen 
sowie Gefahrenpotential (vgl. DEA, 2017). 

Nach diesen Bestimmungen werden einfacher Besitz und Handel  
illegaler Drogen mit Geld- und Freiheitsstrafen geahndet, gestaffelt nach 
Menge und Substanz. Die Höhe der Strafe für Besitz variiert von Staat zu 
Staat und kann sich von geringen Geldstrafen und einigen Tagen Gefäng-
nis bis hin zu Tausenden von Dollar in Verbindung mit mehrjährigen Haft-
strafen erstrecken - für das gleiche Vergehen. Bei festgestelltem Handel, 
der Produktion/Kultivierung sowie bei Besitz mit Absicht des Handels sind 
die Strafen weitaus empfindlicher: hier werden nach dem Bundesgesetz 
hohe, teilweise obligatorische Freiheitsstrafen verhängt, welche sich in 
schweren Fällen bis hin zur lebenslangen Inhaftierung erstrecken (vgl. 
Yeh, 2015, S.1;S.8; FindLaw, 2017).

Seit den 80er Jahren und der Kriegserklärung Ronald Reagans 
gegen Drogen haben die USA ihre Bemühungen, diese als Gefähr-
dung der nationalen Sicherheit eingestufte Problematik durch Repres-
sion zu  beseitigen, stetig verstärkt und Unmengen an Steuergeldern 
dafür investiert. Allein 1993 betrug das Gesamtbudget knapp unter acht 
Milliarden Dollar, dieser Betrag hat sich mittlerweile bis auf knapp 30  
Milliarden Dollar im Jahr 2015 gesteigert (White House, 2015, S.4). 
In diese Offensive gegen Drogen sind neben der Polizei unzählige  
Bundesbehörden, wie etwa die CIA, sowie auch das Militär involviert (vgl. 
Bertram et al, 1996, S.110ff.). 

Die generelle Härte der Strafen in den USA und die Konsequenz in 
der Anwendung, gerade auch bei sogenannten non-violent offenders,  
also Personen, die in Ausführung der Straftat keinerlei Gewalt verübten, 
haben einen in der Welt ansonsten unerreichten prozentualen Anteil 
von Inhaftierten in der Bevölkerung der USA zur Folge. Am Ende des 
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Jahres 2015 waren über 700.000 Personen in lokalen Gefängnis-
sen inhaftiert, über 1,5 Millionen weitere Inhaftierte mit Freiheitsstra-
fen über einem Jahr saßen in den Staats- und Bundesgefängnissen ein. 
Etwa ein Fünftel dieser Inhaftierungen steht mit Drogen in Verbindung. 
Zu addieren sind etwa 4,5 Millionen Personen mit Bewährungsstrafen 
bzw. Auflagen nach Haftentlassung, hier sind etwa 30 Prozent Drogen- 
vergehen zu verzeichnen (vgl. Bureau of Justice Statistics, 2016). 

In Sachen Harm-Reduction und sowie bei der Behandlung von  
Suchterkrankungen gab es in den letzten Jahren Fortschritte zu be-
obachten, Ende 2015 wurden in Folge einer Heroinepidemie staat- 
liche Mittel für die Schadensminimierung freigegeben, etwa für HIV und 
HCV- Tests, Versorgung mit Naxolone sowie Spritzenentsorgung. Der 
Einsatz dieser staatlichen Mittel für die Ausgabe von sterilem Spritz- 
besteck ist jedoch weiterhin verboten, es existieren aber landesweit 
separat finanzierte Programme. (vgl. Harm reduction International, 2017, 
S10f). 
Nicht von diesen neuen Finanzierungsregelungen betroffen sind Sub-
stitutionsprogramme, diese sind zur Zeit in nur 48 Staaten verfüg-
bar, problematisch ist zudem, dass sie von den Bedürftigen aufgrund 
zu hoher Kosten bzw. gänzlich fehlender Krankenversicherung in 
vielen Fällen nicht wahrgenommen werden können. Auch ist eine fort- 
schreitende Privatisierung der verabreichenden Einrichtungen zu be- 
obachten, welche profitorientiert handeln (vgl. ebd., S.5). 
Gefängnisinsassen haben nur in seltensten Fällen Zugang zu solchen 
Therapien, welcher auf einige wenige Strafvollzugsanstalten beschränkt 
ist. Programme zum Austausch bzw. zur Ausgabe von Spritzbesteck sind 
hier nicht existent. Diese Umstände sind besonders prekär, da innerhalb 
der Gesamtzahl der Inhaftierten die Häufigkeit von HIV dreifach höher ist 
als beim Rest der Bevölkerung (vgl. ebd. S. 8).
Das aktuell brisanteste Thema ist die zunehmende Legalisierung von 
Cannabis in den USA, mittlerweile haben 29 Staaten die Legalisierung 
zu medizinischen Zwecken, 8 ebenfalls zu Genusszwecken durchgeführt. 
Diese Regelungen der einzelnen Bundesstaaten stehen allerdings im Ge-
gensatz zu den Bundesgesetzen, welche Cannabis nach wie vor als Droge 
der Stufe I ansehen, gleichgestellt mit Drogen wie Heroin, MDMA oder 
LSD. Die neugewählte Administration hielt sich bisher zurück, was dieses 
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Thema betrifft, allerdings ist nach den Aussagen des Generalbundes- 
anwaltes der Vereinigten Staaten Jeff Sessions zu schließen, das hier 
eher die Weiterführung der Repression favorisiert wird (vgl. Jacoby, 2017).

4.6	 Lateinamerika

4.6.1	 Uruguay

Das kleine Land an der Ostküste Südamerikas spielt in Sachen  
Liberalisierung seit 1974 in einer eigenen Liga, mit dem Dekret- 
gesetz 14294 wurde festgelegt, dass Konsum und Besitz kleiner Mengen 
jeglicher Drogen zum Eigenbedarf straffrei bleiben sollten. Produktion 
und Handel sind dabei weiterhin untersagt und werden mit Freiheitsstra-
fen zwischen drei und fünfzehn Jahren geahndet. Diesem Begriffs der 
geringen Menge liegen allerdings im gesetzlich keine festgelegten Grenz-
werte zugrunde,  die Entscheidung über eine zu verhängende Strafe 
liegt im Ermessen des Gerichts, was häufige Diskrepanzen in der Recht-
sprechung zur Folge hat. Diese Ungereimtheit stellt einen gravierenden 
Mangel der Regelung dar (vgl. Walsh; Ramsay, 2016, S. 3).

Um dem problematischen Drogenmissbrauch zu begegnen, enthält das 
Gesetz zusätzlich eine Regelung, welche gewährleistet, dass Personen, 
welche durch Konsum von Drogen selbst- oder eigengefährdend handeln,  
sich einer entsprechenden Behandlung in einer Suchthilfeeinrichtung un-
terziehen. Werden also bei einer Person Drogen zum eigenen Konsum 
gefunden, kann von Seiten des zuständigen Gerichts eine Untersuchung 
auf Hinweise einer Abhängigkeit angeordnet werden - diese erfolgt durch 
einen Arzt der Kommission zur Bekämpfung von Drogensucht sowie einen 
Gerichtsmediziner (vgl. TNI, 2017, Absatz 6).

Uruguay ist nicht nur in Südamerika, sondern weltweit das erste Land, 
in welchem Konsum und Anbau von Cannabis legalisiert wurden. Seit 
2013 wurde geplant, den Handel staatlich reguliert über lizensierte Apo-
theken stattfinden zu lassen. Privat darf Cannabis bis zu einer be-
stimmten Anzahl von Pflanzen legal angebaut werden, von Einzel- 
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personen bis zu 6 Pflanzen, im Kollektiv (mindestens 15 Personen) bis 
zu 99 Pflanzen. Weiterhin werden von Seiten der Regierung Lizenzen 
zum kommerziellen Anbau vergeben, welche den Anbau im großen 
Stil ermöglichen. Dies wirkt sich in vielerlei Hinsicht positiv aus:  
Illegaler Handel durch organisierte Kriminalität und Beschaffungs- 
kriminalität werden vermindert (vgl. Kurtenbach, 2014, S.5).

Nach langjährigen Verzögerungen wird der Start des regulierten Verkaufs 
nun im Juli 2017 erfolgen, uruguayische Staatsbürger über achtzehn 
Jahren können dann nach einer Registrierung bis zu vierzig Gramm 
Cannabis über die lizensierten Apotheken legal erwerben. Der Anbau der 
zu verkaufenden Cannabisprodukte von lizensierten Züchtern sowie die 
Abgabe über Apotheken sollen die Qualität garantieren und die Sicherheit 
der Nutzer dauerhaft gewährleisten. Die Möglichkeit des legalen Erwerbs 
soll den Konsum nicht gutheißen bzw. fördern, sondern zielt hauptsäch-
lich darauf ab, den illegalen Verkauf zu schwächen (vgl. Holmes, 2017).

5.	 Drogenpolitik in Zahlen

Im folgenden Kapitel werden Ergebnisse statistischer Erhebungen 
zur Veranschaulichung der Auswirkungen verschiedener Arten von  
Drogenpolitik aufgeführt. Durch den Vergleich aktueller Daten und 
denen vergangener Jahre soll so eine Einschätzung über die Ver- 
besserung bzw. Verschlechterung der Gesamtsituation in den  
einzelnen Ländern ermöglicht werden. Die Hauptfaktoren der Betrach-
tung sind der Drogenkonsum der Bevölkerung, ggf. abzuschätzen durch 
Anzahl der DrogenkonsumentInnen, Häufigkeit und Ausmaß des Konsums 
- sowie die gesundheitlichen und sozialen Auswirkungen, wie etwa HIV-
Infektionsraten oder Verurteilungen aufgrund von Drogendelikten.

5.1	 Europa

Deutschland: 2016 wurde in Deutschland ein Anstieg der Anzahl von  
Drogentoten vermeldet, die Zahl von 1333 Personen bedeutet eine Stei-
gerung von 9 Prozent gegenüber dem Vorjahr, in welchem ebenfalls schon 
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ein Anstieg von 20 Prozent registriert worden war. Diese stetige Zunahme 
setzte bereits 2012 ein. Ebenfalls gestiegen sind die Todesfälle durch 
synthetische Ersatzdrogen (Legal Highs), hier wurden 98 Tote registriert, 
im Vorjahr waren es 39 (vgl. BKA, 2017). Vor dem Hintergrund, dass eine 
Mehrheit der Todesfälle auf Opioide zurückzuführen war, ist es bedenk-
lich, dass die Zahl der substituierenden Ärzte seit 2012 zurückgegan-
gen ist. Weiterhin steigend ist die Zahl der erstauffälligen KonsumentIn-
nen harter Drogen (+3,8%), besonderes Ausmaß zeigen hier Anstiege bei 
Heroin (+15%), Kokain (+7%) sowie Amphetaminen (+3,6%) (vgl. Drogen- 
beauftragte der Bundesregierung, 2016, S. 65; BKA, 2016; DBDD, 2016, 
S.1ff.). 
Die Zahl der HIV-Neuinfektionen liegt seit 2013 gleichbleibend bei etwa 
3200 Betroffenen, der Anteil der Ansteckungen durch intravenösen  
Drogengebrauch beträgt 7,5 Prozent (vgl RKI, 2016, S.1; RKI, 2015).
Die Zahl der Straftaten in Verbindung mit Drogen erfuhr in 2016 eben-
falls eine Steigerung, insgesamt wurden 7 Prozent mehr Delikte regist-
riert, bei einem Anteil an der Gesamtheit aller Straftaten von 5 Prozent 
(vgl. BKA, 2017).

Portugal: Die Befürchtungen, der Gebrauch von Drogen würde nach der 
Umstellung der Drogenpolitik explodieren, haben sich nicht bewahrheitet. 
Seit 2001 hat der Konsum von Drogen im Bereich Lebenszeitprävalenz 
(Drogenkonsum kam innerhalb der Lebenszeit vor) leicht zugenommen, bei 
der Jahresprävalenz (Drogenkonsum innerhalb des letzten Jahres) sowie 
Monatsprävalenz (Drogenkonsum innerhalb des letzten Monats) haben die 
Fälle sichtlich abgenommen, wobei Jahres- und Monatsprävalenz als ein 
verlässlicherer Indikator auf aktuellen Drogenkonsum angesehen werden. 
Insgesamt liegen die Zahlen nun unter dem EU-Durchschnitt. Besonders 
sichtbar ist die Abnahme des Konsums bei den Zahlen von problem- 
atischem Drogenkonsum, sowie in der Altersgruppe von 15-24 Jahren. 
Drastisch verringert hat sich auch die Zahl der Drogentoten von 80 in 2001 
auf 16 im Jahr 2012, innerhalb dieser Zeitspanne ergab sich auch eine  
Verringerung der HIV-Neuansteckungen unter den KosumentInnen  
intravenös injizierter Drogen von 1016 auf 56 Fälle. 
Ebenfalls positive Auswirkungen hatte die Entkriminalisierung auf die re-
gistrierten Verbrechen und Inhaftierungen im Zusammenhang mit Drogen, 
Verhaftungen gingen zwischen 2000 und 2012 um ca. 60% zurück, die 
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Zahl der in Portugal wegen Drogen Inhaftierten sank von 44% auf 21% 
(vgl. Transform, 2014; Drug Policy Alliance, 2015, S1ff.). 

Niederlande: Umfragen den Niederlanden zum allgemeinen Gebrauch 
von Drogen zeigten bei den KonsumentInnen eine Lebenszeit- 
prävalenz von 24 Prozent beim Gebrauch von Cannabis, bei Jahres- 
prävalenz von 15,6 Prozent und Monatsprävalenz von 8,3 Prozent. 
Studien der ESPAD (European School Survey Project on Alcohol and 
Other Drugs) von 1999 bis 2011 zeigen stabile Werte beim Cannabis-
gebrauch von Schülern im Alter von 15 bis 16 Jahren,  die Lebenszeit-
prävalenz lag hier bei 27 Prozent Jahresprävalenz bei 23 Prozent (25% 
im Jahr 2007, 23% im Jahr 2003) und Monatsprävalenz bei 14 Prozent 
(15% im Jahr 2007, 13% im Jahr 2003). Damit liegen die Niederlande im 
EU-Durchschnitt (vgl. EMCDDA, 2016). 

Anhand der Amsterdam Cohort Study, welche seit 1985 durchge-
führt wird, konnte eine drastische Abnahme der HIV-Neuansteckun-
gen zwischen 1986 und 2000 bei Drogen-injizierenden Konsument- 
Innen festgestellt werden, in den Folgejahren wurden nur sporadische 
Neuansteckungen dokumentiert, im Jahr 2014 wurde kein neuer Fall 
bekannt (vgl. ebd., 2016.).

5.2	 Eurasien

Russland: Wie schon in Kapitel 4.3.1 aufgezeigt wurde, befindet sich 
Russland am Anfang einer HIV-Epidemie, die Anzahl von über 100.000 
Neuansteckungen im Jahr 2016 ist nach offiziellen Zahlen zu über 50 
Prozent auf KonsumentInnen intravenös injizierter Drogen zurück- 
zuführen: Von diesen Konsumenten sind etwa 25 Prozent HIV- 
infiziert, über 90 Prozent mit Hepatitis C. Auch im Bereich der Dro-
gentoten durch Überdosen hat Russland erschreckende Zahlen  
vorzuweisen, laut der Föderalen Agentur zur Drogenkontrolle sind 
jährlich etwa 90.000 Todesfälle in der Altersgruppe von 15 bis 34 
Jahren nachgewiesen, die insgesamte Zahl von Drogenabhängigen 
wird zwischen 8 bis 9 Millionen Menschen geschätzt. Angesichts dieser 
Zahlen ist die Ablehnung der russischen Regierung von Substitutions- und 
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Spritzentauschprogrammen als grob fahrlässig einzuschätzen (vgl. Weiss, 
2017; Saldanha et al, 2016, S. 1ff.).

5.3	 Asien

China: Im Jahr 2016 stieg die Zahl der registrierten Drogen- 
konsumentInnen um knapp 7 Prozent auf ca. 2,5 Millionen Menschen. Der 
Hauptteil, knapp 60 Prozent, konsumiert vorwiegend Designer- Drogen 
wie Methamphetamin oder Ketamin, etwa 38 Prozent nehmen Opiate 
zu sich. 
Die Zahl der KonsumentInnen intravenös injizierter Drogen, welche mit 
HIV infiziert sind blieb im Jahr 2014 im Vergleich zum Vorjahr stabil 
bei etwa 6 Prozent, Anteil an diesen Werten haben, dass China trotz  
Weiterverfolgung der harten prohibitionistischen Linie die Maßnahmen zur 
Schadensminderung verstärkt hat. So waren bis Ende 2014 etwa 180.000 
Person in Substitutionsprogrammen registriert, etwa 56.000 Personen 
nahmen an Spritzentauschprogrammen teil, die in mehreren  Provinzen 
etabliert wurden (vgl. Avert, 2016; SCMP, 2017)
In China waren im Jahr 2015 etwa 1.650.000 Personen inhaftiert, genaue 
Zahlen des prozentualen Anteils der wegen Drogen inhaftierten Gefängnis- 
insassen sind nicht bekannt, jedoch ist anzunehmen, dass dieser Anteil 
nicht unerheblich ist. Schätzungen zufolge ist von etwa 14 Millionen  
DrogenkonsumentInnen in China auszugehen. In den von 2006 bis 2011 
erhöhten sich die Zahl der drogenrelevanten Gerichtsverfahren von knapp 
30.000 auf über 70.000 Fälle, was einem jährlichen Zuwachs der drogen- 
verwandten Verbrechen um 14 Prozent entspricht. Zusätzlich wurden 
alleine in der Zeit von September bis Dezember 2014 nach koordinier-
ten Schlägen gegen Drogenkriminalität rund 50.000 Drogenvergehen vor 
Gericht gebracht (vgl. World Prison Brief, 2016; Tiezzi, 2015). 

Malaysia: Der Krieg gegen Drogen hat sich auch hier bemerkbar gemacht, 
die harten Strafen inklusive der aktuell noch vollstreckten Todesstrafe 
haben weder die Zahl der DrogenkonsumentInnen, noch die Zahl der Ver-
haftungen im Zusammenhang mit Drogen sinken lassen.  
Die Zahl der zwischen 2010 und 2016 registrierten DrogenkonsumentIn-
nen liegt bei über 130.000 Personen, die Zahl der Verhaftungen wegen 
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Drogendelikten stieg in dieser Zeit stetig an, von 2012 auf 2013 ver-
dreifachten sich die Fälle auf ein Anzahl von knapp 130.000. Bei einer 
gesamten Gefängnispopulation von etwa 50.000 Personen im Jahr 2016 
muss auch hier von einem hohen prozentualen Anteil an wegen Drogen 
inhaftierten Insassen ausgegangen werden (vgl. World Prison Brief, 2016; 
Nokman, 2016; Boon Sung; 2015)
Die HIV-Rate lag 2014 bei 0,44 Prozent,  dies entspricht etwa 92.000 
Personen, von denen sich 21,5 Prozent durch Injektion mit verseuchtem 
Spritzbesteck infiziert haben, um diese Zahlen zu senken, wurden von 
staatlicher Seite Spritzentauschprogramme sowie andere Maßnahmen im 
Sinne von Schadensminimierung finanziert (vgl. Asean,2016).

5.4	 Vereinigte Staaten von Amerika

In den Vereinigten Staaten wurde 2015 durch eine Studie der Substance 
Abuse and Mental Health Services Administration (SAMHSA) geschätzt, 
dass etwa 27 Millionen Personen über dem Alter von 12 Jahren Drogen 
konsumieren. 22 Prozent dieser Menge sind auf Cannabis zurückzufüh-
ren, etwa 1,9 Prozent auf Kokain und 0,3 Prozent auf Heroin. Vergli-
chen mit dem Jahr 2013 bedeutete dies einen Anstieg von 2,5 Millionen 
Personen oder etwa 9 Prozent in der Gesamtzahl der Drogenkonsumen-
tInnen (vgl. SAMHSA, 2016; Nida, 2015).
Die Zahl der neu registrierten HIV-Infektionen in den USA 2015 betrug  
39.519, in 6 Prozent dieser Fälle war die Ansteckung auf die Injektion 
harter Drogen zurückzuführen, verursacht durch gemeinsame Benutzung 
von Injektionsnadeln und Spritzen. Die Zahl der Neuinfektionen hatte sich 
im Zeitraum zwischen 2008 und 2014 um 48 Prozent verringert, was 
durch die vermehrte Finanzierung von Präventionsmaßnahmen zurückzu-
führen ist. Wie schon in Kapitel 4.5 aufgeführt, beinhaltete die staatliche  
Finanzierung nicht die Versorgung von KonsumentInnen harter Drogen mit 
frischen Spritzbestecken, sondern lediglich die Entsorgung der benutzen 
Spritzen (vgl. CDC, 2016, S.1)
Im Jahr 2015 waren in den USA etwa 2,2 Millionen Personen in lokalen, 
sowie Staats- und Bundesgefängnissen inhaftiert, der Anteil der aufgrund 
von Drogendelikten Inhaftierten Personen beträgt etwa 440.000. Hierzu 
kommen noch etwa 1.350.000 Personen, die wegen Drogenvergehen zu 
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Bewährungsstrafen verurteilt waren (vgl. Bureau of Justice Statistics, 
2016).
Zu diesen Zahlen ist noch zu bemerken, dass von den, aufgrund von 
Drogendelikten verurteilten, Gefängnisinsassen, ein unverhältnismäßig 
großer Teil afro-amerikanischer Herkunft sind. Insgesamt beträgt der 
Anteil der afro-amerikanischer Bürger 13 Prozent der Gesamtpopulation 
der USA, sie stellen jedoch mit knapp 34 Prozent einen großen Teil der 
Insassen in Bundesgefängnissen dar.

6.	 Fazit 

Nach Betrachtung der weltweiten drogenpolitischen Lage lässt sich 
schließen, dass die Anstrengungen, das Problem des Drogenkonsums 
mit restriktiven Gesetzen oder Zwangsmaßnahmen einzudämmen, nicht 
zum gewünschten Ergebnis geführt haben. Es konnte keine Verringe-
rung des Konsums oder des Handels mit illegalen Drogen festgestellt 
werden, das Gegenteil ist der Fall: gerade in den Gebieten mit hohen 
Strafen haben beide Werte eine Steigerung erfahren. 

Zusätzlich wirkten sich die Verbote in massiver Weise auf die gesund-
heitliche und soziale Lage von DrogenkonsumentInnen auf der ganzen 
Welt aus. Im Hinblick auf Gesundheit sind hier die in einigen Ländern 
rasant steigenden Zahlen von neu registrierten HIV- und Hepatitis-In-
fektionen unter den KonsumentInnen intravenös injizierter Drogen zu 
nennen, welche eine indirekte Folge der Verbotspolitik sind. Bedingt 
durch die oft unzureichende Bereitstellung von Substitutions- und  
Spritzentauschprogrammen, ganz zu schweigen von kontrollierten Kon-
sumräumen, werden in diesem Bereich die DrogenkonsumentInnen 
einem unnötigen Gesundheitsrisiko ausgesetzt. 
Dieses massive Problem der immer weiter wachsenden Zahl von In-
fektionskrankheiten betrifft, beispielsweise in Russland, immer größere 
Teile der Bevölkerung. Durch eine umfassende Reform der Rechtslage 
unter gesundheitsfördernden und schadensminimierenden Gesichts-
punkten könnte dieser Schaden, welcher sich sozial wie auch wirtschaft-
lich auswirkt, zumindest eingegrenzt werden.
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Durch den Umstand, dass die KonsumentInnen auf die Beschaffung 
durch den Schwarzmarkt angewiesen sind, kommt es zusätzlich zu ver-
meidbaren Todesfällen durch schwankende Wirkstoffkonzentrationen 
und schlechte Qualität der Drogen, beispielsweise durch Streckung mit 
gesundheitsschädlichen Stoffen.
In den vergangenen Jahren war zudem zu beobachten, dass durch die 
Verbote von Drogen KonsumentInnen vermehrt auf Ersatzstoffe zurück-
griffen, seinen es die „Legal Highs“ oder die in Russland aufgekomme-
nen Ersatzgemische für Heroin. Die Gesundheitsrisiken dieser Stoffe 
sind, verglichen mit den uns bekannten Drogen, nur bedingt abschätz-
bar und tragen dazu bei, die Zahl der Drogentoten weiter wachsen 
zu lassen. Zusätzlich bleibt das positive Potential bestimmter Drogen 
durch die Verbotspolitik außen vor: Die Möglichkeit der medizinischen 
Nutzung bzw. die Erforschung der medizinischen Eignung werden durch 
die Ächtung bestimmter Substanzen behindert oder ganz ausgeschlos-
sen. Beispielsweise könnte Cannabis eine Vielzahl pharmazeutischer 
Produkte, welche teils schwere Nebenwirkungen haben, ersetzen. Wei-
terhin würde, ohne die gesellschaftliche Zurückhaltung gegenüber der 
Verwendung von Opiaten in der Medizin, die weltweite Versorgung mit 
Schmerzmitteln sichergestellt werden können.

Ebenso gilt es, die Lage aus der humanitären Perspektive zu be-
trachten. Durch die Kriminalisierung von DrogenkonsumentInnen wird 
ein großer Teil der Bevölkerung diskriminiert, stigmatisiert und an 
den Rand der Gesellschaft gedrückt, die Aufrechterhaltung der Pro-
hibition bietet vielerorts die Basis für die Verletzung der grund- 
legenden Menschenrechte. Das Spektrum dieser Verletzungen erstreckt 
sich von Überwachung über willkürliche Inhaftierung bis hin zu Folterung 
und Hinrichtungen. Das schlimmste Beispiel bietet hier zweifellos die 
aktuelle Situation auf den Philippinen mit geschätzten 6000 Tötungen 
aufgrund angeblicher Drogendelikte. Aber auch in den USA hat die 
Rechtslage ihre unbestreitbaren Auswirkungen auf die Gesellschaft: 
Das Land hat die zweithöchste Inhaftierungsquote der Welt, die Anzahl 
der wegen Drogendelikten Inhaftierten liegt bei knapp einem Fünftel der 
Gefängnispopulation. Oftmals sind dies einfache KonsumentInnen, die 
nicht in Drogenhandel und -produktion involviert waren. Da Inhaftierte 
in den USA für minimales Entgelt arbeiten, wird so letztendlich von der 
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Kriminalisierung von Menschen profitiert, die keine Gefahr für die Ge-
sellschaft darstellen. Der einzige Lichtblick an dieser Situation ist, dass 
die US-Regierung mittlerweile von der weiteren Privatisierung von Straf-
vollzugsanstalten abgekommen ist.

Die Bekämpfung des Drogenhandels sowie der Produktion wird seit 
Jahrzehnten vorangetrieben, unter Bereitstellung immenser finanzieller 
Mittel sollen illegale Kultivierungen von Rohstoffen der Drogen vernich-
tet und das organisierte Verbrechen in die Knie gezwungen werden.  
Da die durch Drogen erzielten Profite auf dem Schwarzmarkt in vielen 
Ländern die lukrativste, mitunter sogar die einzige, Einnahmequelle 
darstellen, wird auch hier nur erreicht, dass Verhaftungen durchge-
führt werden oder Todesopfer zu beklagen sind. Produktion und Handel 
werden hierdurch allenfalls zeitweise eingeschränkt, da die freigewor-
denen Positionen schlicht neu besetzt, oder die Unternehmungen geo-
grafisch verlagert werden. 
Dabei ist es gerade die Verbotspolitik, die für die Entstehung und das 
Wachstum dieses ertragreichen Geschäfts verantwortlich ist. Die inter-
nationale Nachfrage an Drogen ist ohne Zweifel gegeben, und solange 
es möglich ist, diesen unregulierten Markt auf kriminelle Weise abzude-
cken, wird sich stets jemand finden, der bereit ist, die entsprechenden 
Risiken einzugehen. Hier könnte durch Entkriminalisierung und Regulie-
rung der illegalen Substanzen zumindest ein großer Teil der Nachfrage 
abgedeckt werden, dadurch ergäben sich nicht nur Umsatzeinbußen für 
das organisierte Verbrechen, dies hätte auch erhebliche Einsparungen 
in Strafverfolgung und -vollzug zur Folge. Zudem würde dies auch die 
Anzahl der verübten Gewalttaten im Zusammenhang mit organisiertem 
Drogenhandel, gerade in Mittel- und Südamerika verringern.

Diesbezüglich ist leider anzuführen, dass unter dem Vorwand der Be-
kämpfung organisierten Verbrechens innen- wie auch außenpolitisch 
agiert wird: In der gesamten Zeit des „War on Drugs“ haben es die 
USA verstanden, in beispielloser Weise Einfluss auf die Politik der süd- 
und mittelamerikanischen Länder zu nehmen, sei es durch Interventio-
nen mit Militärgewalt oder die Ausübung wirtschaftlichen Drucks bei Un-
nachgiebigkeit der Anbau- und Exportstaaten. Auch innenpolitisch wurde 
von Seiten der Politik die Angst vor Drogen bzw. DrogenkonsumentInnen 
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geschürt und zur Durchsetzung von Interessen ausgenutzt. 

Es schließt sich die Frage an, ob die Gesellschaft fähig ist, mit Drogen 
umzugehen. Es existieren zumindest Beispiele, die dies suggerieren: In 
den Niederlanden hat die Entpönalisierung von Cannabis nicht zu einem 
nennenswerten Anstieg des Konsums geführt, es bleibt abzuwarten, wie 
sich die Legalisierung des Anbaus auf Schwarzmarkt und die Aufwen-
dungen für die Strafverfolgung auswirkt. 
Am Beispiel Portugals sind die positiven Auswirkungen der Entkrimina-
lisierung deutlich zu erkennen, hier sind der problematische sowie der 
Drogenkonsum unter jungen Menschen gesunken, infolgedessen gab es 
weniger Drogentote und neue HIV-Infektionen, sowie sinkende Zahlen 
bei Verbrechen und Inhaftierungen wegen Drogen zu verbuchen.
Das Konzept der Straffreiheit des Konsums in Kombination mit Auf- 
klärung und Beratung in Sachen Drogen, sowie der gleichzeitigen Be-
reitstellung verschiedener Hilfsangebote und Therapien hat sich bewährt 
und ist nachahmenswert.

Durch die anhaltende Diskussion über illegale Drogen gerät ein weiteres 
gesellschaftliches Problem teilweise in den Hintergrund, welches even-
tuell der größeren, zumindest aber ebenso großen Aufmerksamkeit 
bedarf: Die legalen Drogen, maßgeblich Tabak und Alkohol, aber auch 
die pharmazeutischen Drogen. Angesichts der Todesopfer, die diese ge-
sellschaftlich akzeptierten Substanzen jährlich fordern, sollte eher an 
dieser Stelle über eine strengere Regulierung nachgedacht werden. 

Insgesamt ist es an der Zeit, sich darüber bewusst zu werden, unter 
welchen Umständen und Zusammenhängen die heute noch gültigen in-
ternationalen Gesetze im Bezug auf Drogen damals zustande gekommen 
sind. Zieht man die dominante Rolle der Vereinigten Staaten, die wirt-
schaftlichen und politischen Interessen sowie die stellenweise rassen-
feindlichen Beweggründe bei der Entstehung der Verbote und interna-
tionalen Abkommen in Betracht, muss man zu dem Schluss kommen, 
dass eine grundlegende Änderung dieser Gesetze schon seit Jahrzehn-
ten überfällig ist. 
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